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Ministerratssitzung Freitag 8. November 1946
Beginn: 14 Uhr 15 Ende: 17 Uhr 25

Anwesend: Ministerpräsident Dr. Hoegner, Arbeitsminister Roßhaupter, Innenminister Seifried,
Kultusminister Dr. Fendt, Wirtschaftsminister Dr. Erhard, Landwirtschaftsminister Dr. Baumgartner,
Verkehrsminister Helmerich, Minister für Sonderaufgaben Dr. Pfeiffer, Staatssekretär Dr. Kraus (Bayer.
Staatskanzlei), Staatssekretär Ficker (Innenministerium), Staatssekretär Dr. Ehard (Justizministerium),
Staatssekretär Dr. Meinzolt (Kultusministerium), Staatssekretär Krehle (Arbeitsministerium), Staatssekretär
Waldhäuser (Verkehrsministerium).1

Tagesordnung:  [I. Aufstellung der Kandidaten für die Landtagswahl]. [II.] Bericht über Stuttgart. [III.
Richtlinien für die Wiedereinstellung der durch die Spruchkammern gegangenen Beamten]. [IV. Eidesformel].
[V. Landeszentralbank]. [VI. Industrie- und Handelskammer in Aschaffenburg]. [VII. Straßenbahnlinie durch
den Englischen Garten]. [VIII. Änderung des Art. 20 des Beamtengesetzes]. [IX. Landespersonalamt]. [X.
Industrie- und Handelskammer in Aschaffenburg]. [XI. Änderung der Dienstvorschrift für die Landpolizei in
Bayern]. [XII. Kohlenbergwerke Penzberg und Hausham]. [XIII. Richtlinien für Personaleinstellungen bei der
Landpolizei].

[I.  Aufstellung der Kandidaten für die Landtagswahl]

Ministerpräsident Dr. Hoegner eröffnet die Sitzung und erklärt, es müsse eine vordringliche Sache
vorausgenommen werden. Hierzu erteilt er Staatssekretär Dr. Ehard das Wort.

Staatssekretär Dr. Ehard führt aus, es handle sich um eine Rechtsfrage, nämlich um den Artikel 49
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes betreffend den Volksentscheid und die Wahl des bayerischen Landtags. Es
sei die Frage sowohl bei den Parteien wie auch bei der Militärregierung aufgetaucht,2 wie die Aufstellung
der Kandidaten stattzufinden habe, ob diese im Stimmkreis erfolgen müsse oder ob eine Versammlung,
die einen größeren Bezirk umfasse, die Wahlen der Stimmkreise aufheben könne.3 Aus der gesetzlichen
Vorschriftergebe sich unzweideutig folgende Rechtslage. Die einem bestimmten Stimmkreis angehörenden
Mitglieder einer zugelassenen politischen Partei haben die Kandidaten in geheimer Wahl für diesen ihren
Stimmkreis aufzustellen. Die Aufstellung der Kandidaten für einen Stimmkreis könne weder von einem
anderen Bezirk als diesem Stimmkreis erfolgen, noch von einem anderen, sei es kleineren oder größeren
Bezirk als dem Stimmkreis korrigiert, bestätigt oder aufgehoben werden. Im übrigen bleibe es den einzelnen
Parteien weitgehend überlassen, wie sie die Wahl durchführen wollten. Sie könnten diese Wahl in einzelnen
Parteiortsversammlungen oder in Parteibezirksversammlungen durchführen. Nur müßten die Versammlungen
ordnungsgemäß einberufen werden. Deckten sich die örtlichen Abgrenzungen der Parteiversammlungen mit
den einzelnen Stimmkreisen nicht, so müsse auf jeden Fall Vorsorge getroffen werden, daß im Ergebnis nur die
Parteimitglieder des betreffenden Stimmkreises für ihren Stimmkreis die Kandidaten aufstellten. Unzulässig
sei selbstverständlich auch, eine Wahl durch Zuruf und nicht in geheimer Abstimmung vorzunehmen. Diese
Bestimmung des Wahlgesetzes stimme überein mit den Vorschriften des Art. 14 der Verfassung.4 Insbesondere
im Verfassungsausschuß sei von allen Parteien ein verbessertes Verhältniswahlrecht gefordert worden.5 Dieses

1 Es fehlten Finanzminister Dr. Terhalle und Staatssekretär Dr. Müller (Finanzministerium); die Rubrik „Entschuldigt“ fehlt in diesem Protokoll.
2 In Vertretung General Mullers, Chief Legal Officer Richard J. Jackson an Hoegner, 21. 10. 1946 (StK 110907 und OMGBY 17/175–3/16).
3 Vgl. Rechtsgutachten Ehards, 8. 11. 1946, zu Art. 49 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes Nr. 45 betr. Volksentscheid über die Bayerische Verfassung und

die Wahl des Bayerischen Landtags (GVBl. S. 309) (NL Ehard 1645 und StK 110907).
4 Er definiert die Elemente des verbesserten Verhältniswahlrechts, Nawiasky/Leusser S. 89–92.
5 Unterpaul S. 59f.
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werde dadurch erreicht, wenn eine stärkere Bindung der Wähler eines Stimmkreises mit dem zu wählenden
Abgeordneten gesichert werde. Wollte etwa eine Parteiversammlung für einen ganzen Wahlkreis die für
einen Stimmkreis ordnungsgemäß aufgestellten Kandidaten korrigieren, so wäre der Gedanke des verbesserten
Verhältniswahlrechts damit vereitelt. Es sei demnach unzulässig, wenn eine Bezirksversammlung, die von den
Parteimitgliedern der einzelnen Stimmkreise für diesen Stimmkreis aufgestellten Kandidaten beseitigen und
aus eigenem Ermessen durch andere Kandidaten ersetzen wollte. Diese Rechtslage sei ganz eindeutig.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, nach der ganzen Entstehungsgeschichte des bayerischen
Verhältniswahlrechts in der Verfassung sei immer der Standpunkt vertreten worden, daß der Abgeordnete
an einen bestimmten Stimmkreis gebunden sein solle. Das sei eben das besondere dieses verbesserten
Verhältniswahlrechts.

Staatssekretär Dr. Ehard fügt hinzu, dies sei ausdrücklich in den Protokollen des Verfassungsausschusses
niedergelegt.6

Ministerpräsident Dr. Hoegner stellt abschließend fest, daß der Ministerrat sich einstimmig der
Rechtsauffassung von Staatssekretär Dr. Ehard anschließt. Das Rechtsgutachten von Staatssekretär Dr. Ehard
wird, zusammen mit den einschlägigen Protokollen des Verfassungsausschusses, der Militärregierung nunmehr
zugeleitet werden.7

Staatsminister Seifried fragt, was mit den Kandidaten sei, die in Abweichung von dieser Rechtsauffassung
aufgestellt worden seien.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, damit werde sich der Verfassungsgerichtshof zu beschäftigen haben.
In Rechtssachen gebe es keine Kompromisse, sondern nur klare Entscheidungen.8

[II.  Bericht über Stuttgart]

Ministerpräsident Dr. Hoegner führt aus: Am letzten Dienstag, als eine Art Jahresfeier für den Länderrat in
Stuttgart stattgefunden habe,9 sei man durch eine Rede von General Clay über die Entnazifizierung überrascht
worden.10 Er gebe die wichtigsten Punkte dieser Rede bekannt. Diese Rede habe sich von allen früheren
dadurch unterschieden, daß unmißverständlich die Drohung ausgesprochen worden sei, daß die deutschen
Regierungen wieder abgeschafft würden, wenn das Entnazifizierungsgesetz nicht nach dem Buchstaben und
Willen der Urheber, insbesondere der Militärregierung durchgeführt werde.11 Es werde damit gedroht – noch
deutlicher sei das in der anschließenden internen Besprechung der Ministerpräsidenten mit General Clay
geschehen -, daß alle Fortschritte in demokratischer Beziehung in Frage gestellt seien.12 Dies sei eine sehr
ernste Sache.13 Man sei nicht darauf vorbereitet gewesen. Man habe keine Kenntnis von einer Pressekonferenz
General Clays gehabt, die am Tage vorher in Berlin stattgefunden habe.14 Dies sei ein bedauerlicher Mangel
6 StBV. S. 83–95, 479–482.
7 Dies geschah noch am gleichen Tage (NL Ehard 1645). Vgl. StMI an MPr., 25. 10. 1946 (StK 110907).
8 Am 13. 11. 1946 erklärte Hoegner im Verfassungsausschuß der Bayer. Verfassunggebenden Landesversammlung zu Art. 49: „Alle

Kandidatenaufstellungen, die unter Mißbrauch, sagen wir, von Leitungsgewalt gemacht worden sind, werden mit Rücksicht darauf, daß die Wahl
am 1. Dezember stattfinden soll, von der Militärregierung geschluckt. Aufstellungen nach dem 12. November jedoch haben von der Grundlage
auszugehen, daß der Stimmkreis maßgebend ist, und daß der Kandidat, der aufgestellt werden soll, in einer geheimen Wahl seines Stimmkreises
aufgestellt werden muß und nicht von einem Parteivorsitzenden durch seine Delegierten in einem Wahlkreis aufgestellt werden kann. Das ist der
gegenwärtige Stand“, StBV S. 808. Ebenso Hoegner an Informations- und Presseamt der StK, 18. 11. 1946 (StK 110907). Zum Fortgang s. Nr.
52 TOP I.

9 Außerordentliche Tagung des Länderrates, 5. 11. 1946, AVBRD 1 S. 994–1029. Clay hatte die Arbeit des Länderrats schon in seiner Rede am 8. 10.
1946 vor dem Länderrat sehr positiv gewürdigt, AVBRD 1 S. 945f.

10 Ebd. S. 1015–1018. Vgl. zu Clays Motiven ebd. Anm. 1 sowie Niethammer, Mitläuferfabrik S. 411–420. S. Hoegner, Außenseiter S. 236, Maier
S. 320–322 und NZ 8. 11. 1946.

11 Vgl. zu früherer Kritik Clays Nr. 30 TOP III sowie Nr. 47 TOP I.
12 Clay wörtlich: „I do not see how you can demonstrate your ability for self-government nor your will for democracy if you are going to evade or

shirk the first unpleasant and difficult task that falls upon you“, AVBRD 1 S. 1015.
13 Vgl. mit Bezug auf diesen Ministerrat Niethammer, Mitläuferfabrik S. 420ff.
14 Vgl. Dana-Meldung über die Pressekonferenz Clays, 4. 11. 1946, Berlin (NL Pfeiffer 102). Clay hatte u.a. erklärt, daß seine Unzufriedenheit mit den

Ergebnissen der Entnazifizierung das Haupt-Thema des morgigen Länderrats sein werde. Mit dem technischen Vorgang der politischen Säuberung sei
er zufrieden, nicht aber mit den Ergebnissen und zwar beziehe sich dies hauptsächlich auf Bayern. Er betonte, daß die amerikanische Militärregierung
nicht zögern werde, die Entnazifizierung wieder selbst in die Hand zu nehmen.



Nr. 51 8. November 1946 3

der Nachrichtenstellen. Die Ministerpräsidenten seien über diese Wandlung der Dinge bestürzt gewesen. Der
Ministerpräsident von Hessen15 habe bei der nachfolgenden Besprechung die Angelegenheit noch einmal
aufzurühren versucht, habe aber eine schwere Abfuhr erlitten. Gute Freunde von General Clay hätten erklärt,
sie hätten ihn nie so zornig gesehen, wie an diesem Tag. Das Ergebnis für uns sei das gewesen, daß er (Dr.
Hoegner) am Abend, als die Ministerpräsidenten von der amerikanischen Presse interviewt wurden, gesagt
habe, wir glaubten unsere Pflicht getan zu haben. Wir hätten alles getan, was möglich sei; man könne doch
Spruchkammern erst auflösen, wenn man falsche Urteile habe. Man könne doch nicht jemand für die Urteile der
Spruchkammern verantwortlich machen, der auf diese keinen Einfluß habe. Dies könne erst dann geschehen,
wenn er die Dinge schleifen lasse und nicht einschreite. Wenn die Militärregierung der Meinung sei, daß wir
ihr Vertrauen nicht mehr besäßen, dann müsse sie sich um bessere Männer umsehen. Er sei gefragt worden,
ob das die Ankündigung des Rücktritts des Kabinetts darstelle, er habe dies verneint, es sei dies nur die
Überraschung über die Schärfe der Rede. Er sei der Ansicht, daß Clay nicht das Vertrauen entziehen, sondern
auf den Emst der Lage hinweisen wollte. Nachträglich habe er erfahren, daß die Sonderminister am gleichen
Abend in Stuttgart zusammengetreten seien und beschlossen hätten, ihren Rücktritt einzureichen.16 Er bedauere,
daß dieser Schritt geschehen sei, ohne vorher die Ministerpräsidenten zu Rate zu ziehen. Die Situation sei
nie so gespannt und gefährlich gewesen, wie in diesen Tagen und auch heute noch. Die Ankündigung des
gemeinsamen Rücktritts hätte zweifellos als Herausforderung von den Amerikanern aufgefaßt werden können.
Deshalb wäre es wohl zweckmäßig gewesen, nachdem es sich um eine hochpolitische Angelegenheit gehandelt
habe, vorerst die Ministerpräsidenten zu Rate zu ziehen. Die „Verschwörung“ scheine aber nicht ganz fest
gewesen zu sein; der hessische Minister habe offenbar schon auf dem Weg nach Hause den Mut verloren
oder sein Ministerpräsident habe ihm das Erforderliche gesagt, daß nämlich nur er die Richtlinien der Politik
bestimme. Er selbst sei am Tage nach Stuttgart auswärts gewesen und habe erst bei seiner Rückkehr am Abend
das Rücktrittsgesuch von Staatsminister Dr. Pfeiffer vorgefunden.17 Am anderen Tage sei er von General Muller
zur Militärregierung beordert worden und habe zuerst mit ihm allein, dann zusammen mit Staatsminister Dr.
Pfeiffer die Angelegenheit durchbesprochen. Er habe drei Dinge vorgeschlagen:

1. Das Rücktrittsgesuch von Staatsminister Dr. Pfeiffer sei auf die Rede von General Clay gegründet
gewesen. Nachdem die Ministerpräsidenten selbst keine Folgerungen aus dieser Rede gezogen hätten, habe
hiezu auch kein Anlaß für die Minister bestanden. Infolgedessen sei er von vornherein der Auffassung, daß die
Begründungen des Rücktrittsgesuches nicht ausreiche[n], um es annehmen zu können. Er habe sofort erklärt,
er nehme das Rücktrittsgesuch nicht an.

2. In der letzten Zeit seien so schwere Vorwürfe gegen das Sonderministerium erhoben worden, daß sie
nachgeprüft werden müßten. Diese Vorwürfe mögen noch so dumm und ungerecht sein, es müsse zu ihnen
Stellung genommen werden. Geßner habe im Rundfunk eine Reihe von sehr schweren Angriffen erhoben,
sie seien zum Teil widerlegt, zum Teil zurückgewiesen worden.18 Eine Reihe von Dingen bleibe noch zu

15 Karl Geiler.
16 Für Bayern Anton Pfeiffer (CSU), für Württemberg-Baden Gottlob Kamm (SPD) und für Großhessen Gottlob Binder (SPD), HB pol.Inst. S. 48,

55, 57.
17 Pfeiffer an Hoegner, 6. 11. 1946; Pfeiffer an Muller, 6. 11. 1946: „Herr General! Der Stellvertretende amerikanische Militärgouverneur in

Deutschland, Herr Generalleutnant Lucius D. Clay, hat am 5. November 1946 in seiner Rede vor dem Länderrat in Stuttgart unter anderem ausgeführt,
daß nach den ihm bisher vorliegenden Ergebnissen der Wille zur strengen Durchführung der Entnazifizierung in der amerikanischen Zone bei der
deutschen Verwaltung nicht klar zutage getreten sei. In Bayern habe ich, seit ich das Amt des Ministers für politische Befreiung übernommen habe,
mich nach besten Kräften bemüht, der Militärregierung und dem Bayerischen Volke zu beweisen, daß ich es mit meiner Aufgabe so ernst nehme,
wie es die lebenswichtige Bedeutung der Entnazifizierung, meine Pflicht gegenüber meinem Lande und der Militärregierung sowie mein Diensteid
erfordern. Wenn die Äußerungen des Herrn Stellvertretenden Militärgouverneurs in Deutschland dahin verstanden werden wollen, daß nach seinem
Eindruck unter meiner Verwaltung der Wille zur strengen, gerechten und schnellen Durchführung des Befreiungsgesetzes in Bayern nicht genügend
zum Ausdruck gekommen ist, so halte ich es für angezeigt, aus Erwägungen der Loyalität heraus mein Amt der Militärregierung und dem Herrn
Ministerpräsidenten zur Verfügung zu stellen. Ich benutze auch diese Gelegenheit, um Ihnen, Herr General, für die Beweise Ihres Vertrauens zu
danken. gez. Dr. Anton Pfeiffer, Staatsminister für Sonderaufgaben“ (Abdruck Bayer. Staatsanzeiger 9. 11. 1946; Original des Rücktrittsangebots
Pfeiffers, mit Eingangsstempel der StK, in NL Ehard 1306).

18 Herbert Geßner, geb. 1920 in München-Schwabing, gest. 1953 (Niethammer, Mitläuferfabrik S. 423) oder 1956 (Bolz S. 541), Realgymnasium, 1933–
1937 HJ-Mitglied, nach eigenen Angaben zunächst begeistert, dann wegen Dienstverweigerung ausgestoßen, Beginn eines Maschinenbaustudiums,
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klären. Er habe heute in einer anderen Sache mit General Muller gesprochen. Hiebei sei die Sprache wieder
auf die im Offenen Brief19 erhobenen Anklagen gekommen, vor allem auf die, daß ein maßgebender Beamter
des Sonderministeriums erklärt habe, man müsse zeigen, wie man die Amerikaner überspielen könne. Diese
würden jedes Urteil schlucken, wenn es nur formal juristisch begründet sei. Der General habe erklärt, der
Beamte, der das gesagt habe, müsse sofort aus dem Amt entfernt werden.20 Er habe zugestanden, daß ein solcher
Mann das Vertrauensverhältnis untergrabe. Dieser Mann, sei es wer er sei, habe keine Ahnung, wie zart die
Zwirnsfäden des Vertrauens wären. Ein solcher Beamter sei unverantwortlich, er müsse entfernt werden. Er
bitte zu sagen, wer es sei. Er werde heute noch entfernt werden, wenn untersucht sei, ob diese Angabe stimme.21

So könnten wir uns die Zusammenarbeit durch politisch unverantwortliche Beamte nicht verderben lassen.
Er habe eine strenge Untersuchung wegen etwaiger Vorwürfe vorgeschlagen. Er habe erklärt, daß eine ganze
Reihe von Vorwürfen von vornherein nicht stimmten, insbesondere der Vorwurf, Staatsminister Dr. Pfeiffer
habe für das Ermächtigungsgesetz gestimmt u.ä.22 Geßner habe auch bereits zwei Vorwürfe zurückgenommen;
was zurückbleibe, müsse aber noch untersucht werden. Staatsminister Dr. Pfeiffer habe vorgeschlagen, daß
zunächst einmal, angesichts der schwierigen Lage der Entnazifizierung durch die Rede von General Clay,
am nächsten Dienstag der Verfassungsausschuß einberufen werde.23 Das werde geschehen. In dieser Sitzung
solle zunächst ein umfangreicher Bericht von Staatsminister Dr. Pfeiffer über die gegenwärtige Lage der
Entnazifizierung gegeben werden und es solle den Mitgliedern des Ausschusses Gelegenheit gegeben werden,
sich auszusprechen. Es bestehe durchaus die Möglichkeit, etwaige Verbesserungsvorschläge für das Gesetz
zu erörtern. Unmittelbar hätten wir aber derzeit keine Möglichkeit, das Gesetz abzuändern. Der hessische
Ministerpräsident habe in Stuttgart versucht, diesen Punkt anzuschneiden, Clay habe ihm aber sofort das Wort
abgeschnitten, mit der Bemerkung, daß eine Änderung jetzt nicht in Frage komme. Bei den Vorwürfen handle es
sich viel weniger um die Person des Ministers, als um Vorwürfe gegen die Spruchkammern.24 Diese werde man
zu erörtern haben. Er halte es aber praktisch nicht für möglich, daß der Ausschuß eine Untersuchung vornehme
und zwar schon aus dem Grunde, daß die Verfassunggebende Landesversammlung kein Parlament sei, sie
könne also keine Untersuchungsausschüsse einsetzen, welche der Staatsregierung gegenüber ein Kontrollrecht
hätten.25 Ganz abgesehen davon, hätten die Mitglieder gar keine Möglichkeit, jetzt vor den Wahlen, eine solche

dann Studienverbot auf Grund der Weigerung, dem NS-Studentenbund beizutreten, Teilnahme am 2. Weltkrieg, wegen sogenannter
wehrkraftzersetzender Äußerungen u.a. in Strafkompanien, Absetzung von der Truppe und Rückkehr mit gefälschten Papieren nach München,
beteiligt an der FAB, 1945/46 politischer Kommentator bei Radio München („Kommentar zur Zeit“, nachweislich über 90 Kommentare Geßners,
jeweils montags und donnerstags, meist 19.45–20.00 Uhr; eine Auswahl seiner Kommentare ist gedruckt s. Geßner). „Bis zu seinem Weggang,
Januar 1947, besprach Geßner seine Kommentare fast ausschließlich mit Mr. [Viktor] Vehlen, dem zuständigen Kontrolloffizier … Sowohl Prozeß-
wie innenpolitische Kommentare beruhten also weitestgehend auf Absprachen der deutschen Kommentatoren mit den US-Informationskontrollen“,
Mettler, Rundfunkpolitik S. 54. Nach seinem Ausscheiden bei Radio München Ende 1946 ging Geßner nach Ost-Berlin, dort ab 1. 2. 1947 politischer
Kommentator des Berliner Rundfunks, Fortsetzung seiner Angriffe auf die Bayer. Staatsregierung; vgl. Die CSU 1945–1948 S.1114 und Bolz S.
64f. 1950 hielt Geßner für eine „Gesellschaft zum Studium der Sowjetunion“ Vorträge in bayerischen Städten, Bolz S. 65; vgl. auch Geßner, Stalin.
S. Mettler, Demokratisierung S. 167; Bolz S. 50f.

19 „Offener Brief des Rundfunkkommentators Herbert Geßner an Staatsminister Dr. Pfeiffer“ (OMGBY 10/110–3/33), Abdruck Frankfurter Rundschau
5. 11. 1946 (Exemplar in NL Ehard 1306, ebd. Photo Geßners). Dieser Brief bezog sich auf Pfeiffers Rede in Radio München, 31. 10. 1946, mit der
dieser auf Vorwürfe Geßners in dessen Kommentar vom 28. 10. 1946 geantwortet hatte. Geßners Kommentar, 28. 10. 1946 in OMGBY 10/110–
3/33, NL Ehard 1306, NL Pfeiffer 101 und NL Klaus Brill, Historisches Archiv des BR.

20 Vgl. das Protokoll der Besprechung im StMSo zwischen Pfeiffer, MinDirig Hertle und Landgerichtsdirektor Erber, 9. 11. 1946, und der
anschließenden Vernehmung der leitenden Beamten des StMSo zur Klärung dieses Sachverhalts. Dabei ergab sich, daß sich Geßners Ausführungen
auf eine – allerdings so nicht wörtlich getroffene – Aussage Min Rat Ziebells bei der Vereidigung von Juristen im Münchner Rathaus, 9. 8. 1946,
anläßlich der Neubildung der Berufungskammern mit 75 richterlichen Beamten (SZ 13. 8. 1946) bezogen (NL Ehard 1306). Zum Fortgang s. Nr.
52 TOP V.

21 Zum Fortgang s. Nr. 52 TOP V.
22 Pfeiffer gehörte nicht dem Reichstag, jedoch dem Bayerischen Landtag an. Dieser nahm am 29. 4. 1933 ein Landesermächtigungsgesetz (Gesetz zur

Behebung der Not des Bayerischen Volkes und Staates, Beilage 1) an, dem auch Pfeiffer zustimmte. Lediglich die 16 SPD-Abgeordneten votierten
dagegen, StB. 29. 4. 1933 S. 25.

23 Vgl. 36. und 37. Sitzung des Verfassungsausschusses, 12. und 13. 11. 1946, StBV. S. 757–773, 775–808; mit Bezug darauf Niethammer,
Mitläuferfabrik S. 425–430. Vgl. auch den Bericht Bayer. Staatsanzeiger 16. 11. 1946.

24 Die Öffentlichkeit war über Spruchkammerverfahren sehr gut informiert. Radio München berichtete mit einer Reihe, die den Titel „Die
Spruchkammer tagt“ trug, aus der Praxis der Entnazifizierungsverfahren, Bolz S. 102.

25 Der kommunistische Abgeordnete Scheringer beantragte im Verfassungsausschuß der Bayer. Verfassunggebenden Landesversammlung am 13.
11. 1946 u.a. darüber abzustimmen, „ob die Staatsregierung nicht Herrn Minister Dr. Pfeiffer von seinem Amt entbindet“. Der Vorsitzende des
Ausschusses, Krapp, interpretierte die Kompetenzen der Verfassunggebenden Landesversammlung analog zu den Ausführungen Hoegners und unter
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Untersuchung durchzuführen. Er schlage eine andere Art der Erledigung vor, die im Verlaufe der Aussprache
festgelegt werden solle.

3. Er habe General Muller vorgeschlagen, daß, solange die Untersuchung schwebe, Geßner nicht einseitig
vom Radio Gebrauch machen und seine Angriffe fortsetzen könne. Die Sache sei nicht weiter erörtert worden.
Gestern habe er allerdings gehört, daß Geßner seine Tätigkeit niedergelegt habe. Er sei schon längst der
Meinung und habe gar keinen Hehl daraus gemacht, daß es nicht Aufgabe eines jungen Mannes sei, der es
an der erforderlichen Sorgfalt fehlen lasse, über die bayerische Staatsregierung als Oberzensor zu Gericht
zu sitzen. Er stehe auch nicht an, den Vorwurf zu erheben, daß er nicht immer über die Dinge unterrichtet
gewesen sei. Durch solche Radiomeldungen werde immer viel mehr Unheil angerichtet, als wie durch
Zeitungsartikel, weil viel mehr Leute das Radio hören. Nun sei gestern Nachmittag eine Pressekonferenz
gewesen.26 Zu seiner Freude habe er feststellen können, daß sachkundige Beamte des Sonderministeriums,
wie insbesondere Generalstaatsanwalt Dr. Dehler,27 der politisch auf ganz anderem Boden stehe, sich für
die Sauberkeit des Sonderministers eingesetzt hätten.28 Es seien also zweifellos ein Großteil der Vorwürfe
durch diese Ehrenerklärung von vornherein beseitigt worden. Es sei wohl am besten, wenn man jetzt in die
Aussprache über diese Angelegenheit eintrete. Es handle sich um eine hochpolitische Sache, die eine Krise
in dem Verhältnis zwischen uns und den Amerikanern dargestellt habe. Dabei dürfe er bemerken, daß er
seit langem Vorschläge für eine Besserung der Lage erwogen habe. Professor Dom habe mit ihm über eine
Einschaltung der Gewerkschaften gesprochen. Er habe sich mit den Gewerkschaftsführern in Verbindung
gesetzt;29 auch Dom habe mit ihnen eine Besprechung gehabt. Er habe erreicht, daß die Gewerkschaften ihre
Mithilfe unter drei Bedingungen zugesagt hätten:

1. Es müßten Vertrauensleute der Gewerkschaften in das Sonderministerium kommen.30

2. die Gewerkschaften müßten in den Spruchkammern entsprechend vertreten sein;
3. die Vertretung der Beschuldigten durch Rechtsanwälte müssen in der 1. Instanz ausgeschaltet werden.
Mit den ersten beiden Punkten sei die Militärregierung ohne weiteres einverstanden gewesen, mit dem dritten

Punkt auch. Man habe aber gemeint, daß hier eine Änderung des Gesetzes nötig sein werde. Im wesentlichen
habe aber die Militärregierung ihr Einverständnis erteilt. Er sei der Meinung, daß man dafür sorgen müsse, daß
eine Anzahl von schweren Fällen vor die Spruchkammern komme und wenn diese ad hoc aufgestellt werden

Berufung auf die ausdrückliche Erklärung der Militärregierung als lediglich beratend. Der Antrag übersteige die Zuständigkeit bei weitem, StB V.
S. 807. Zu Untersuchungsausschüssen der Landtage s. Plöhn.

26 Niederschrift über die Pressekonferenz am 7. 11. 1946 in der Bayer. StK (NL Pfeiffer 100). Nach der Verlesung der Briefe Pfeiffers an ihn und
General Muller gab Hoegner zunächst folgende Erklärung ab: „Das Rücktrittsgesuch des Herrn Staatsministers Dr. Pfeiffer wird nicht angenommen.
Es stützt sich auf die Rede des Herrn Generals Clay in Stuttgart. In dieser Rede sind keine gesonderten Vorwürfe gegen Bayern und gegen den
bayerischen Staatsminister für Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus erhoben. Im Hinblick auf die von General Clay in seiner
Stuttgarter Rede geschilderte Lage auf dem Gebiete der Entnazifizierung wird für Anfang nächster Woche der Verfassungsausschuß der Bayerischen
Verfassunggebenden Landesversammlung einberufen werden. Herr Minister Dr. Pfeiffer legt auch Wert darauf, in Zusammenhang mit diesen
Besprechungen die gegen ihn erhobenen Vorwürfe zur Klärung zu bringen“. Abdruck der Erklärung auch in Bayer. Staatsanzeiger 9. 11. 1946;
Entwurf der Erklärung mit hs. Korrektur Hoegners in NL Ehard 1306.

27 Dr. jur. Thomas Dehler (1897–1967), Jurist und Politiker, seit 1924 Rechtsanwalt in München und Bamberg, 1926–1933 Vorsitzender bzw.
Vorstandsmitglied der DDP/StP in Bamberg, Kontakte zum Widerstand gegen den Nationalsozialismus, 1938 und 1944 verhaftet, Teilnahme
am 2. Weltkrieg, 1945 Landrat in Bamberg, Dezember 1945 Generalstaatsanwalt OLG Bamberg, 1946 Generalkläger beim Kassationshof des
StMSo, 1947–1949 Präsident des OLG Bamberg, Mitbegründer und 1946–1956 Vorsitzender der bayer. FDP, 1946 Mitglied des Bayerischen
Beratenden Landesausschusses, des Verfassungsausschusses der Bayer. Verfassunggebenden Landesversammlung, der Bayer. Verfassunggebenden
Landesversammlung, 1947–1949 Mitglied des Parlamentarischen Rates des Länderrats, 1946–1949 MdL, 1948–1949 MdPR, 1949–1967 MdB
(FDP), 1949–1953 Bundesjustizminister, 1953–1957 Vorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion, 1954–1957 Bundesvorsitzender der FDP, 1960–
1967 Vizepräsident des Deutschen Bundestages.

28 Vgl. Niederschrift über die Pressekonferenz am 7. 11. 1946 in der Bayer. StK (NL Pfeiffer 100) sowie auch Dehler im Verfassungsausschuß (s.
Anm. 23) S. 786–790, dazu Niethammer, Mitläuferfabrik S. 427.

29 Hoegner an Reese, 15. 11. 1946: In einer Besprechung mit den bayer. Gewerkschaften am 13. 11. 1946 hätten diese sich zur stärkeren Beteiligung
an der Entnazifizierung bereit erklärt (StK 113895). Niethammer, Mitläuferfabrik S. 422.

30 Es wurde ein politischer Beirat beim StMSo geschaffen, dem je fünf Vertreter von CSU und SPD, je drei von KPD und FDP sowie fünf Vertreter der
Gewerkschaften angehörten. Er trat am 5. 12. 1946 zu seiner ersten Sitzung zusammen. Vorsitzender war der Personalreferent der Firma Siemens
& Halske Kutschke (SPD), Geschäftsführer MD Höltermann. Der im Monatsrhythmus tagende Ausschuß hatte die Aufgabe, den Minister in allen
politischen Fragen zu beraten, SZ 30. 11. 1946.
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müßten. Es sei nicht möglich abzuwarten, bis der ganze Apparat aufgebaut sei. Man erwarte von uns Taten.
Hierauf erteilt Ministerpräsident Dr. Hoegner Staatsminister Dr. Pfeiffer das Wort.

Staatsminister Dr. Pfeiffer führt aus: Sowohl für die bayerische Regierung als auch für ihn persönlich sei
eine schwierigere Situation entstanden als in Hessen und Württemberg, weil hier die Kontroverse mit Geßner
vorausgegangen sei, die sich bereits einer Endlösung genähert habe. Er müsse vorwegnehmen, daß er am
Sonntag Vormittag durch einen Pressevertreter in den Besitz eines Auszugs des Offenen Briefes von Geßner
gekommen sei und darin die Mitteilung über die Äußerung des Beamten des Sonderministeriums gefunden
habe. Er habe sofort an Geßner telegrafiert und ihn ersucht, innerhalb 24 Stunden den Namen des betreffenden
Beamten mitzuteilen. Geßner habe das abgelehnt im Hinblick auf den ultimativen Charakter der Forderung.
Seine Forderung habe aber so sein müssen, weil er nicht eine Stunde dulden könne, daß ein Beamter eine
solch illoyale Handlung vornehme. Überdies habe er am Montag Vormittag bei der Militärregierung erscheinen
müssen. Seine Zustimmung zu einem Gespräch mit Geßner habe er zurückgenommen und am Montag der
Militärregierung davon Mitteilung gemacht, auch General Muller, zu dem er am Montag habe kommen
müssen. Er verurteile diese Sache mit der gleichen Schärfe wie der Ministerpräsident. Nun müsse er zu der
„Verschwörung“ in Stuttgart Stellung nehmen. Am Mittwoch sei in Stuttgart der Entnazifizierungsausschuß
gewesen. Außerdem sei er Zeuge der Rede von General Clay gewesen. Er sei von Binder ausdrücklich
eingeladen worden, nach Stuttgart zu kommen, weil dort eine, besonders für die Entnazifizierungsminister
wichtige Rede stattfinde. Im Laufe des Abends sei dann gesagt worden, daß Clay auf einer Pressekonferenz
vor amerikanischen Journalisten ausdrücklich erklärt habe, daß er nicht die Minister gemeint habe. Es sei
auch darauf hingewiesen worden, daß es in der Rede ausdrücklich geheißen habe, der Aufbau habe praktisch
befriedigt, die Vorwürfe richteten sich gegen die Kammern, beträfen aber nicht die Minister persönlich. Nun
habe er bei diesem Zusammensein davon gesprochen, daß in Bayern die Sache damit zusammengebracht
werde, nachdem Clay in Berlin besonders auch von Bayern gesprochen habe.31 Er habe gesagt, er werde,
wenn er zurückkomme, dem Ministerpräsidenten sein Amt zur Verfügung stellen, wenn diese Sache sich
nicht kläre. Daraufhin habe Kamm erklärt, er habe die Nase voll, er habe bereits vor drei Wochen sein
Rücktrittsgesuch eingereicht und werde auf dieses Bezug nehmen. Binder habe gesagt, er müsse auch eine
Klärung herbeiführen, wie die Militärregierung zu ihm stehe. Er habe nun gesagt, Clay habe die Rede doch
an die Ministerpräsidenten gehalten, man müsse feststellen, ob die Erklärung gegenüber der Presse von der
Militärregierung auch gegenüber den Ministerpräsidenten abgegeben werde. Daraufhin habe man mit der
juristischen Tagesordnung fortgefahren. Schließlich sei man zum Ergebnis gekommen, daß Seelos zu Professor
Dom gehe, um die Sache darzulegen. Für die anderen Minister seien andere Herren mitgegangen. Er sei
dann nach München zurückgefahren, habe aber den Ministerpräsidenten nicht erreichen können, sei dann zu
General Muller und habe ihm die Sache mündlich dargelegt: Da der Ministerpräsident zuständig sei, werde er
dem Ministerpräsidenten im Laufe des Tages einen Brief senden, daß er sich verpflichtet fühle, aus Gründen
der Loyalität gegenüber dem Ministerpräsidenten und der Militärregierung zurückzutreten, wenn die Rede
von Clay so zu interpretieren sei, daß die Minister ihre Arbeit nicht richtig geleistet hätten. Er habe Muller
erklärt, er müsse dies über den Ministerpräsidenten machen, habe ihn aber nicht erreichen können. Dieser habe
ihm erklärt, der Ministerpräsident käme morgen Vormittag, er (Dr. Pfeiffer) solle eine Viertelstunde später
kommen. Er bedauere sehr, daß der Eindruck entstanden sei, daß der gemeinsame Rücktritt eine Demonstration
darstelle. Das sei nicht geplant gewesen. Über die Besprechung in Stuttgart habe er gehört, daß man versucht
habe, unseren dortigen Herren gut zuzureden. Man verstehe, daß wir uns sehr betroffen fühlten und zu diesen
Schlußfolgerungen gekommen seien. Er hoffe, daß auf diese Weise der Eindruck des Ministerpräsidenten
beseitigt sei. Er habe nun an Muller einen Brief geschrieben,32 daß, wenn die Rede von Clay so auszulegen

31 S. Anm. 14.
32 S. Anm. 17.
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sei, er sein Amt der Militärregierung und dem Ministerpräsidenten zur Verfügung stelle. In der gestrigen
Besprechung habe sich ergeben, daß die Militärregierung diesen Fall nicht für gegeben ansehe und es als
eine reine Angelegenheit zwischen dem Ministerpräsidenten und ihm erachtet habe. Das Ergebnis sei, daß der
Ministerpräsident sein Angebot abgelehnt habe. Nun komme die andere Sache, die Auseinandersetzung mit
Geßner. Hier liege eine sehr merkwürdige Situation vor. Die Angriffe von Geßner seien sehr temperamentvoll.
Allerdings habe dieser nicht untersucht, ob an den Dingen, die zum Teil auf Denunziationen beruhten, etwas
Ernsthaftes sei. Für ihn sei die Frage entstanden, wie er sich verhalten solle.33 Der politische Anstand sei
anscheinend nicht so weit entwickelt, daß man die Vorwürfe dem Angegriffenen in die Hand gebe. Er selbst
habe dem ehemaligen Minister Schmitt sofort seinen Artikel in der Juristenfrage mitgeteilt. Hier sei dies
nicht geschehen, sondern er habe im Laufe des Abends von anderen Personen erfahren, daß er im Rundfunk
angegriffen worden sei. Am Dienstag habe er in einem höflichen Brief um das Manuskript gebeten. Dem Boten
gegenüber habe Geßner die Bemerkung gemacht: Es geht hart auf hart, entweder bleibt dieser üble Patron auf
der Strecke oder ich. Um 1/2 11 Uhr habe ihm ein Dana-Vertreter die Rede vorgelesen. Seine Gegenerklärung
sei aber nicht hinausgegangen, sondern im Radio sei nur mitgeteilt worden, daß er nichts zu antworten gewußt
habe. Es sei außen der Eindruck erweckt worden, als ob der Kommentar feststehe. Dann sei eine Mitteilung
von Schmitt bekanntgegeben worden, daß er mit mehr Material hervortreten werde34 und daß er annehme, daß
die Denazifizierung bald in amerikanische Hände komme. Erst am Dienstag Abend habe er den Wortlaut der
Rede bekommen. Am Mittwoch sei er von Reese angerufen worden, daß bei General Muller eine ausgiebige
Besprechung stattgefunden habe. Er frage an, ob es im Recht sei, wenn er am Donnerstag in der gleichen Zeit,
an der sonst Geßner spreche, selbst rede. Trotz großer Bedenken habe er zugesagt, mit der Begründung, daß er
willens sei, sich der Öffentlichkeit zu stellen. Außerdem habe er keine Schritte bei der Militärregierung gegen
Geßner erbitten wollen, weil er nicht haben wolle, daß dieser Mann durch deren Autorität mundtot gemacht
werde. Er habe deshalb seine Rundfunkrede gehalten35 und gleichzeitig im Staatsanzeiger eine Stellungnahme
veröffentlicht, die innerhalb 2 Stunden gemacht sein mußte.36 Nun habe er am Donnerstag gehört, daß Geßner
seine Rede einleiten sollte. Die Militärregierung habe das nicht glauben wollen. Reese habe ihm gesagt, Geßner
sei suspendiert, und es werde geprüft, ob er wiederkehren dürfe. Er habe erwidert, dies sei eine Angelegenheit,
die er nicht nachzuprüfen habe. Zwei Mitarbeiter hätten ihm nun erklärt, dies sei gestern im Theater in
Journalistenkreisen ganz allgemein verbreitet worden. Nun habe am Samstag37 Reese wieder angerufen und
gesagt, durch Gespräche und Gegengespräche könne das Polemische vielleicht als erledigt angesehen werden.
Er habe gefragt, ob er (Dr. Pfeiffer) es nicht für gut halte, wenn öffentlich diskutiert würde. Geßner werde
am Dienstag ein Manuskript übergeben, er hätte dann zwei Tage Zeit, bevor am Donnerstag das Gespräch
stattfinde. Er habe grundsätzlich zugesagt. Am Sonntag habe er gehört, daß Geßner einen offenen Brief an
ihn gerichtet habe.38 Darin sei ein gestohlener Brief von Reese verwertet worden. Die Dinge seien aber aus
dem Zusammenhang herausgerissen und ihnen eine falsche Deutung gegeben worden. Weiter habe ihn Geßner
der Illoyalität gegenüber der Militärregierung bezichtigt. Daraufhin habe er sich entschlossen, Nein zu sagen.
Er habe aber eine Brücke gebaut, dadurch, daß Pix39 von der „Isarpost“ in Landshut ihm geschrieben habe,

33 Vgl. dazu u.a. Werner Friedmann: „Wo bleibt das Parlament? Kommentar, Kritik und Verantwortung / Fall Pfeiffer-Geßner“, SZ 5. 11. 1946.
34 Die KPD hielt am 9. 11. 1946 vor der Feldherrnhalle eine Veranstaltung mit dem Titel ab: „Minister a.D. Schmitt antwortet Minister Pfeiffer“.

Pfeiffer war dazu von der KPD eingeladen worden. Vgl. die Protokolle der Reden Schmitts und Geßners auf dieser Veranstaltung, 9. 11. 1946 (NL
Pfeiffer 102) sowie NZ 11. 11. 1946.

35 Pfeiffer sprach am Donnerstag, 31. 10. 1946, um 19.45 Uhr (mehrere Exemplare und Entwurf mit hs. Ergänzungen in NL Pfeiffer 101), vgl. Die
CSU 1945–1948 S. 739.

36 Beitrag Pfeiffers: „Rundfunk-Kritik an der Durchführung des Befreiungsgesetzes und am Sonderministerium“, Bayer. Staatsanzeiger, 2. 11. 1946,
Entwurf mit hs. Korrekturen Pfeiffers in NL Pfeiffer 101.

37 2. 11. 1946.
38 S. Anm. 19.
39 Dr. Georg Pix, geb. 1901, Journalist, 1928–1933 Redakteur beim „Bayerischen Kurier“, dem Zentralorgan der BVP in München, Mitbegründer und

Vorstandsmitglied der CSU in Landshut, 1945/46 Mitglied des Vorläufigen Landesausschusses der CSU, 1946 Lizenzträger, Mitherausgeber und
Chefredakteur der „Isar-Post“, Landshut, Vors. des Bayer. Journalistenverbandes.
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was er für richtig halte. Er sei gerade bei der Antwort gewesen,40 als er von diesem offenen Brief gehört habe,
den er erst am Dienstag41 in Stuttgart im Wortlaut in einer Frankfurter Zeitung gelesen habe, nachdem ihn
Geßner ihm nicht zugeschickt habe. Erst auf Grund dieser neuen Angriffe, die er auch zurückweisen werde,
habe er seine Zusage zurückgenommen.42 Am Montag, während er bei der Militärregierung gewesen sei, sei
ihm ein Umschlag im Auftrag von Geßner überbracht worden, in dem wahrscheinlich das Manuskript für
Donnerstag Abend gewesen sei. Diesen Umschlag habe er zurückgeschickt. Die prinzipielle Seite dieser Sache
habe zwei Abteilungen. Abteilung 1 sei die, daß er bei der Militärregierung schon klar ausgesprochen habe, der
Sender München sei ein Sender der Militärregierung und Geßner sei von der Militärregierung eingestellt. Die
Regierung sei aber auch von der Militärregierung genehmigt. Sei es nun zulässig, daß ein mit absoluter Gewalt
ausgestatteter Kommentator an einem Sender der Militärregierung vollkommen ungestört Kritik üben könne
an einem von der Militärregierung genehmigten Mitglied der Staatsregierung? Sei es angängig, wenn eine
solche Möglichkeit bestehe, daß eine inkompetente Persönlichkeit hierzu berufen werden könnte? In Amerika
bestünden etwa 15 Rundfunkgesellschaften, die Kommentatoren hätten. Hier bestehe aber nur eine, die noch
dazu der Militärregierung unterstehe. Der Unwille der Bevölkerung über Geßner sei schon sehr lange und sehr
groß.43 Es sei nun die Frage, ob es mit dem demokratischen Staatsaufbau vereinbar sei, daß eine demokratisch
geformte Spitze der autoritären Kritik eines jungen Mannes unterstellt werde. Dadurch werde die Autorität der
bayerischen Staatsregierung und auch der Militärregierung untergraben.

Der 2. Punkt sei folgender: In keinem Ministerium könne der Chef jeder Einzelheit nachgehen. Er sei
angewiesen auf seine Untergebenen und auf gutes Funktionieren des Apparates. In einer anderen Sitzung werde
er einmal darüber referieren müssen, was er in seinem Ministerium vorgefunden und was er zu leisten habe.
In Übergangszeiten kämen wohl in jedem Ministerium Unkorrektheiten vor. Wenn nun ein Beamter etwas
derartiges feststelle, sei er der Meinung, daß dieser es melden und auf alle Fälle für eine schleunige Bereinigung
zu sorgen habe. Könne aber jemand sich aus Akten Notizen machen, wobei man den Zusammenhang nicht sehe
und sie dritten Personen außerhalb des Amtsbereiches mitteilen, damit man Angriffe machen könne? Sei es
zulässig, daß jemand während seiner Amtstätigkeit bei einer Spruchkammer Dinge zu sehen glaube, die nicht
in Ordnung seien, aber anstatt der Vorgesetzten Stelle Mitteilung zu machen, sich still verhalte und nachher
seine Beobachtung benütze, um gegen die Behörde zu schießen, wobei bei einer Nachprüfung der Fälle sich
noch ergebe, daß ganz offensichtlich zum allermindesten schwere Verdrehungen da seien. Durch diese Sache
mit Geßner sei er 10 1/2 Tage nicht dazu gekommen, positive Dinge zu erledigen. Weiter wolle er bemerken,
es liege natürlich die Versuchung nahe, daß wenn der Kampf sich auf ein so persönliches Gebiet verschiebe,
daß auch er durch die Gegenwehr dahin gedrängt werde, von ähnlichen Waffen Gebrauch zu machen. Er wolle
dies nicht tun und werde dies nicht tun. Die Versuchung sei aber außerordentlich groß.44 Er hoffe, es bleibe
ihm erspart, daß er in eine Zwangssituation komme. Zum Schluß wolle er folgendes sagen. Bei der ganzen
Entwicklung sei er zu jeder Rechenschaftsabgabe bereit, in erster Linie dem Ministerpräsidenten gegenüber,
in zweiter Linie der Körperschaft, die wir gegenwärtig als Volksvertretung hätten. Er sei aber der Meinung,
daß die Volksvertretung sich nicht dazu hergeben dürfe, ein Schaustück aus seiner Verteidigung mit Geßner zu
machen. Er sei bereit, in jedem geordneten Verfahren, das der Ministerpräsident bestimme, Rede und Antwort
zu stehen. Er werde den Sonntag dazu benützen, zu den ersten Angriffen, zu dem Offenen Brief und dem, was
er jetzt durch Dana hinausgegeben habe, Stellung zu nehmen. Geßner werde er jedoch nicht Rede und Antwort

40 Abdruck des Briefes Pfeiffers an Pix in der Isar-Post, 5. 11. 1946.
41 5. 11. 1946.
42 In Pfeiffers Brief an Pix (Anm. 40) heißt es dazu: „Diese Zusage ziehe ich in aller Form zurück. Geßner ist mit seinem Rundfunkkommentar, wie

ich heute ganz eindeutig weiß, eine Waffe in einem kommunistischen Großangriff gegen mich geworden“.
43 Geßner haftete zwar der Ruch des „Kollaborationisten“, der im Auftrage der amerikanischen Militärregierung agiere, an, eine Umfrage der

„Radiowelt“, der Hauszeitschrift Radio Münchens, ergab aber eine überwiegende Zustimmung zu seinen Kommentaren, Bolz S. 107.
44 Vgl. aber die Passage von Pfeiffers Brief an Pix, Isar-Post, 5. 11. 1946: „Als Herr Geßner von 1933 an sich jahrelang freiwillig sehr eifrig in der HJ

betätigte, hatte ich bereits 10 Jahre schärfsten Kampfes gegen die nationalsozialistische Bewegung hinter mir […] Und nun kommt ein 26-jähriger
Amnestie-Gewinnler und will einen Mann, der mehr als doppelt so alt ist wie er, zu einem Zwiegespräch sich gegenübersehen“.
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stehen. Er werde sich sehr freuen, wenn die Sache vor die Volksvertretung komme und sei dankbar, wenn der
Ministerrat sich diese Stellungnahme zu eigen mache.

Staatsminister Seifried erkundigt sich, ob bekannt sei, daß morgen Mittag Schmitt vor der Feldherrnhalle eine
Versammlung abhalte und Dr. Pfeiffer, Dr. Dehler, Geßner und Auerbach zur Diskussion eingeladen habe.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, ihm sei nichts davon bekannt. Eingeladen könne aber jeder werden.
Er nehme jedoch an, daß nicht das Schaustück geboten werde, daß zwei Minister sich gegenseitig Vorwürfe
machten. Er wolle es aber durchaus freisteilen, ob die Eingeladenen kämen. Sie kämen nicht in ihrer Eigenschaft
als Minister, sondern als Volksredner. Die Regierung veranstalte keine Volksversammlungen.

Staatsminister Dr. Pfeiffer bemerkt anschließend, daß bei seiner Besprechung mit General Muller am Montag,
dieser gesagt habe, es wäre ihm sehr angenehm, wenn der Ministerrat in diesen Dingen zu einer Stellungnahme
kommen könnte.

Ministerpräsident Dr. Hoegner wiederholt die Frage, ob derjenige Beamte bekannt sei, der die illoyale
Äußerung getan habe. Er bitte, die Untersuchung auch auf Ministerialrat Ziebell zu erstrecken. Es seien Zeugen
da, die unter Eid bestätigten, daß er es gewesen sei. Wenn er die Äußerung zugebe, müsse er heute noch entfernt
werden; wenn nicht, seien die anderen Beamten zu fragen, ob sie von einer solchen Äußerung etwas wüßten.
Die Entscheidung müsse dann nach Durchführung der Zeugenvernehmung gefällt werden. Die Entscheidung
könne nur eindeutig sein. Wer eine Äußerung mache, daß man die Amerikaner überspiele, sei gerade in diesem
Ministerium fehl am Platze.45

Staatsminister Seifried erklärt, in einer der letzten Ministerratssitzungen sei beschlossen worden, daß an den
Rundfunk ein Brief gerichtet werde, in dem das Befremden zum Ausdruck gebracht werde, daß der Rundfunk,
der so direkt auf die Bevölkerung wirke, ohne genügende Vorprüfung Bekanntmachungen bringe, wie z. B. die
Meldung über den Flüchtlingsausschuß in Memmingen.46 Er habe dem Ministerpräsidenten das entsprechende
Material vorgelegt.

Ministerpräsident Dr. Hoegner führt aus, in einer anderen Angelegenheit habe er sich über die „Neue
Zeitung“ beschwert.47 Der Chefredakteur48 sei bei ihm gewesen, habe sich entschuldigt und werde die
entsprechende Richtigstellung bringen. Er stehe auf dem Standpunkt, daß man sich als Regierung nicht alles
gefallen lassen müsse; auch nicht von Stellen, die uns nicht unterstellt seien. Wenn wir ungerecht behandelt
würden, werde man die nötigen Schritte ergreifen. Wenn man schon die Arbeit leisten müßte und vom
deutschen Volk keinen Dank bekäme, dann müsse man sich nicht noch beschimpfen lassen.

Staatsminister Seifried erwähnt, er bekomme Briefe, in denen es heiße „bevor ich die Angelegenheit an Herrn
Geßner weiterleite“. Er stehe auf dem Standpunkt, es sei geradezu eine Ehrenpflicht des Ministerrats, eine
Erklärung festzulegen, daß der Ministerrat nicht gewillt sei, sich dies dauernd gefallen zu lassen.

Ministerpräsident Dr. Hoegner meint, durch den Rücktritt von Geßner sei die Sache erledigt.49

Staatsminister Dr. Baumgartner erklärt, er habe gehört, Geßner werde in der nächsten Woche wieder reden.
Ministerpräsident Dr. Hoegner meint, aus den bisherigen Reden Geßners müsse festgestellt werden, was

nachweislich sofort als unrichtig bezeichnet werden könne. Man habe keine Kritik zu scheuen, man müsse sich

45 Vgl. Anm. 20.
46 Vgl. Nr. 49 TOP III.
47 Vgl. Nr. 48 TOP II.
48 Chefredakteur der NZ war Major Hans Wallenberg (1907–1977), Journalist, 1926–1928 Studium in Berlin, Redakteur bei Blättern des Ullstein-

Verlages, 1938 Emigration in die USA, seit 1942 US-Army, 1945 mit Hans Habe Gründer der von der US-Armee in Berlin hrsg. Allgemeinen Zeitung,
1946–1947 und 1949–1953 Herausgeber und Chefredakteur der Neuen Zeitung, seit 1959 im Springer-Verlag tätig, u.a. 1963/64 Chefredakteur der
„Welt“.

49 Bericht der SZ, 12. 11. 1946, Radio München habe Geßners Entlassungsgesuch angenommen. Ebd. Abdruck folgender Erklärung von Radio
München: „Die Leitung von Radio München hat in ihrem Bestreben, den demokratischen Aufbau zu fördern, voll und ganz das Recht Herrn Geßners
unterstützt, einen Kommentar derart zu geben, wie er ihn im Zusammenhang mit der Entnazifizierung in Bayern gehalten hat. Radio München
steht auch weiterhin zu diesem Grundsatz. Aufklärung der Öffentlichkeit ist das Vorrecht eines demokratischen Rundfunk- und Pressewesens. Das
Vorrecht der Vertreter des Volkes ist es, gegebenenfalls entsprechende Maßnahmen zu ergreifen“.
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aber gegen eine Kritik verwahren, gegen die man keine Möglichkeit der Richtigstellung habe. Er schlage vor, an
Muller zu schreiben, daß wir Kritik wie bisher, ohne daß man Gelegenheit zur Richtigstellung habe, ablehnten.

Staatsminister Dr. Baumgartner und Staatsminister Dr. Erhard möchten weitergehen.
Staatsminister Dr. Baumgartner meint insbesondere, alle in der Regierung seien Antifaschisten, es gehe nicht

an, daß diese in der Öffentlichkeit von einem ehemaligen begeisterten Hitlerjungen in den Dreck gezogen
würden. Dann würde er lieber sein Ministerium zur Verfügung stellen. Man solle bitten, daß der Regierung
nicht ein solcher Kommentator vor die Nase gesetzt werde.

Ministerpräsident Dr. Hoegner schlägt vor, dafür zu sorgen, daß die Kritik zur sofortigen Richtigstellung
zugeleitet werde.

Staatsminister Dr. Erhard meint, mit einer Widerlegung hintennach sei nichts getan.
Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, er habe keine nachträgliche Widerlegung im Auge, sondern der

Kommentar solle vorher zugeleitet werden.
Staatsminister Dr. Erhard erklärt, solange nicht Leute, die objektiv unrichtige Angaben machen, zur

Bestrafung gezogen würden, helfe alles nichts.
Staatsminister Roßhaupter meint, wenn vorher die Anschuldigung vorgelegt werde, sei das schon etwas, weil

dies dazu führen könne, daß der Betreffende die Anschuldigung gar nicht erheben könne.
Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, die Widerlegung müsse in unmittelbarem Anschluß an den

Kommentar möglich sein. Die Zeit hiefür müsse ebenso lange bemessen sein.
Staatsminister Roßhaupter erwidert, zu einer Widerlegung brauche man u.U. mehr Zeit als dazu, eine Lüge

aufzustellen.
Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, man solle an General Muller mit dem Wunsch herantreten, daß im

Rundfunk keine Besprechung der politischen Verhältnisse, insbesondere der bayerischen Regierung stattfinde,
ohne daß diese nicht gleichzeitig Gelegenheit habe, in der notwendigen Zeitdauer eine Gegenerklärung
abzugeben.

Staatsminister Dr. Pfeiffer führt aus, er führe seit 8 Tagen einen Kampf schärfster Art zu Ehren des Prinzips.
Wenn das die ganze Stellungnahme des Ministerrats zu dem gegen ihn eingeleiteten Kesseltreiben sei, daß man
bloß einen Wunsch äußere, dann sei dies ein absoluter Sieg der gegen uns angewandten Mittel. Er glaube, daß
die Militärregierung ihre letzte Entscheidung von der Härte unserer Stellungnahme abhängig mache.

Staatssekretär Dr. Ehard meint, es gebe nur ein einziges Mittel, wie es im amerikanischen Recht bestehe.
Wenn jemand lüge und verleumde, werde er hinterher nicht nur bestraft, sondern müsse auch nach Ermessen
des Gerichts Schadenersatz leisten. Wenn man dieses Ziel erreiche, bekomme man endlich Ruhe, wenn nicht,
werde sich der Zustand immer mehr verschärfen. So sei es auch in der Weimarer Republik gewesen. Der
gerichtliche Ehrenschutz habe versagt, daran seien nicht die Gerichte allein schuld gewesen, sondern auch
die Gesetzgebung.50 Es sei immer die Wahrung berechtigter Interessen zuerkannt worden, übriggeblieben sei
höchstens eine Formalbeleidigung. Diese Frage müsse man in irgendeiner Form anschneiden, nämlich, daß der
Verleumder einen Schadenersatz entsprechend der Stellung des Betreffenden und entsprechend der Schwere
der Verleumdung bezahlen müsse. Diese Gehässigkeiten vernichteten die Demokratie und den Neuaufbau.

Ministerpräsident Dr. Hoegner setzt hinzu, er habe geschrieben, wenn Dementis des Ministerpräsidenten in
dieser hämischen Weise behandelt würden, wie es in der „Neuen Zeitung“ geschehen sei, überlege es sich jeder
anständige Mensch, ein öffentliches Amt zu übernehmen.

Staatsminister Dr. Fendt erklärt, unser Hauptziel sei es doch, anständige Menschen in die Politik zu bringen.
Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, in Württemberg solle ein Ehrenschutzgesetz erlassen worden sein.51

Man müsse sich dieses besorgen.
50 Gemeint sind u.a. die Beleidigungsprozesse Reichsfinanzminister Erzbergers 1920 gegen Karl Helfferich sowie die Reichspräsident Friedrich Eberts,

zuletzt der Magdeburger Beleidigungsprozeß von 1924, Winkler S. 117f. und 276f.
51 Ein Ehrenschutzgesetz wurde in Württemberg-Baden nicht erlassen; freundl. Auskunft des Hauptstaatsarchivs Stuttgart, 10. 10. 1995.
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Staatssekretär Dr. Kraus führt aus, er sei Zeuge der Rede von Clay in Stuttgart gewesen. Er sei so
schwer deprimiert gewesen, wie kaum sonst in seinem Leben. Sein erster Gedanke sei gewesen, ob man
nicht „aussteigen“ solle. Dann habe er sich dies doch überlegt, da er ein Feind jeder Demonstration sei.
Er kenne Staatsminister Dr. Pfeiffer seit 1908.52 Sein Leben lang habe er sich sauber gehalten. Jetzt werde
sogar sein Familienleben in die Öffentlichkeit gezogen. Die breiten Massen freuten sich, wenn ein Minister
heruntergezogen werde. Für diese sei es ein Ohrenschmaus, was Geßner sage. Der Ministerpräsident habe
bereits gesagt, dies müsse dazu führen, daß jeder anständige Mensch sich scheue, in das öffentliche Leben zu
gehen. Es gehe nicht, daß ein 26jähriger über Staat, Volk und Regierung zu Gericht sitze. Die Dinge könnten
nicht so weiter gehen. Es müsse etwas geschehen; das Übel müsse von der Wurzel aus beseitigt werden.
Wenn eine Rechtsform geschaffen werden könne, um diesem Mißstand entgegenzutreten, werde er freudigst
zustimmen.

Staatssekretär Ficker erklärt, es sei nicht eine Frage der Person, sondern der Sache. Wir hätten drei
Erscheinungen. Die erste sei die, daß von seiten der Militärregierung eine ganz scharfe und entschiedene Kritik
an der Entnazifizierung geübt worden sei. Die zweite, daß die Öffentlichkeit immer unzufriedener über die
Entnazifizierung werde; die dritte, daß Geßner zum Sprachrohr dieser Unzufriedenen geworden sei. Inwieweit
diese Angriffe zuträfen, wisse er nicht, er sei aber überzeugt, daß Dr. Pfeiffer die Möglichkeit habe und
von dieser Möglichkeit auch Gebrauch machen werde, die Angriffe zurückzuweisen. Er sei auch dafür, daß,
wenn Geßner unrichtige Behauptungen aufgestellt habe, er zur Verantwortung gezogen werden müsse. Die
entscheidende Frage sei die, ob in Bayern die Entnazifizierung so durchgeführt worden sei, wie wir es erhofften.
Er gestehe es offen für seine Person, daß dies nicht der Fall sei. In Bayern gebe es keinen Fall, wo „Große“ zur
Verantwortung gezogen worden seien. Nur kleine und mittlere Leute seien vor die Spruchkammern gekommen.
Er wolle nur ein Beispiel anführen. Ein Zahnarzt, der SA Obersturmbannführer53 gewesen sei, sei von der
Spruchkammer zum Mitläufer erklärt worden. Inzwischen seien in seine Praxis Antifaschisten gesetzt worden.
Nun bekomme er aber wieder die Praxis und die Antifaschisten müßten weg. Solche Fälle untergrüben das
Vertrauen. Er sei auch dafür, daß jedes Übel beseitigt werden müsse. Aber dies geschehe nicht dadurch, daß
ein Kommentator oder Journalist zur Verantwortung gezogen werde. Dies könne nur geschehen, wenn man
konsequent scharf und rücksichtslos gegen die großen Nazis vorgehe und zwar nicht nur in ein paar Fällen,
sondern bis zum Ende. Gegen die kleinen Pg's solle man weitgehende Milde walten lassen. In aller Offenheit
erkläre er, daß er dem jetzigen Ministerium für Sonderaufgaben das Vertrauen nicht aussprechen könne. Seine
Partei habe sich bereits vor einigen Monaten in einem Brief an dieses Ministerium gewendet, habe aber keine
Antwort erhalten. Nun werde die Partei mit aller Schärfe in die Öffentlichkeit gehen, bis die Entnazifizierung
entsprechend durchgeführt werde. Er werde nie seine Zustimmung geben, daß das Vertrauen für die jetzige
Praxis der Entnazifizierung ausgesprochen werde.

Staatssekretär Dr. Meinzolt führt aus, er wolle nur zur Angelegenheit Geßner sprechen. Die öffentliche
Meinung warte allerseits darauf, daß Geßner zur Ordnung gerufen werde. Für seine Stellungnahme sei ohne
Belang, daß Geßner auch ihn mit Vorwürfen bedachte, die jeder Grundlage entbehrten. Es gehe um das Prinzip.
An dem Vorschlag des Ministerpräsidenten störe ihn, daß Geßner zunächst das Wort haben solle, und daß
die Regierung seine Ausführungen widerlegen solle. Das bedeute doch, daß sich die Regierung auf dieselbe
Ebene stellte, wie Herr Geßner. So etwas gehe gegen seine Überzeu gung und gegen seine Vorstellung von der
Würde eines Ministerrats. Dieser könne sich nicht in ein Gezänk einlassen. Die Amerikaner versicherten immer
wieder, daß sie uns ihr Vertrauen gäben. Sie sollten dies einmal durch die Tat beweisen, indem sie Geßner
eröffneten, daß sie Anstoß daran nähmen, daß er seit geraumer Zeit derart die Staatsregierung herunterziehe
und die Öffentlichkeit mit falschen Nachrichten bediene. Sie sollten ihm das Auftreten untersagen. Wenn sie
52 Pfeiffer und Kraus waren während ihres Studiums an der Universität in München gemeinsam in der katholischen farbentragenden nichtschlagenden

Studentenverbindung Ottonia (KV) korporiert, Reuter S. 3 und 231.
53 Dies entspricht dem Rang eines Oberstleutnants.
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dies nicht täten, schlage er vor, den Amerikanern zu sagen, daß der Ministerrat im Rundfunk eine Erklärung
sachlicher Art abgebe, welche die einzelnen Behauptungen widerlege. Wenn auch das nicht erlaubt werde,
müßten in einem Aufsatz in der Staatszeitung die unwahren Äußerungen richtiggestellt werden. Zunächst sei
eine Stoffsammlung notwendig. Halbe Wahrheiten dürfe man nicht ans Licht bringen. Es sei eine Belastung
aller anständigen Leute in Deutschland, wenn sie sich Tag für Tag mit wirklich üblem Dreck bewerfen
lassen müßten. Die Regierung sei sich schuldig, so vorzugehen. Die Androhung von Geldbußen beseitige nur
oberflächlich die Folgen, reiße aber das Übel nicht mit der Wurzel aus.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, grundsätzlich dürfe man nicht den Eindruck erwecken, daß man
Kritik scheue. Man könne auch nichts gegen die Zeitungen machen. Das Radio aber sei viel gefährlicher. Er
schlage folgende Erklärung vor: Seit Monaten wird die bayerische Staatsregierung in einer den demokratischen
Aufbau in Deutschland gefährdenden Weise zur Freude der ehemaligen Nazis mit zum Teil unrichtigen und
ungerechtfertigten Vorwürfen überhäuft. Berichtigungen werden im Radio unseres Wissens nie gebracht.
Das Radio befindet sich heute noch in den Händen der amerikanischen Besatzungstruppen. Der bayerische
Ministerrat ist einmütig der Auffassung, daß die einzige Stelle zur Erhebung von Beschwerden gegen die
bayerische Staatsregierung der Direktor des Amtes der Militärregierung für Bayern ist. Wir ersuchen deshalb,
diese Art der Störung der schwierigen Regierungstätigkeit im Radio abzustellen.

Staatsminister Dr. Erhard tritt dafür ein, erst einmal der Entrüstung über diese Methoden Ausdruck zu geben
und den Antrag zu stellen, wenn jemand bewußt oder leichtfertig die Unwahrheit sage, daß dieser von der
Militärregierung bestraft werde. Er befürworte energische und entschiedene Schritte.

Staatsminister Dr. Baumgartner meint, die zuständige Stelle, vor der sich die Regierung zu verantworten
habe, sei das Parlament.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, ein solches hätten wir noch nicht.
Staatssekretär Ficker meint, es könne der Eindruck entstehen, daß die Regierung öffentliche Kritik zu scheuen

habe, zumal zur Zeit noch kein Parlament bestehe. Er glaube, daß durch einen solchen Beschluß nicht verhindert
werden könne, daß Kritik von einer anderen Seite, wie z. B. durch Presse und Versammlungen, geübt werden
könne.

Staatsminister Dr. Baumgartner meint, es wäre angebracht darauf hinzuweisen, daß Regierungsstellen
angegriffen worden seien, ohne vorher Gelegenheit gehabt zu haben, Stellung zu nehmen.

Staatsminister Dr. Erhard fügt hinzu, er habe in seinem Ministerium Anordnung getroffen, daß, wenn jemand
durch Drohungen etwas erreichen wolle, sein Antrag immer abgelehnt werde.

Staatssekretär Dr. Kraus weist darauf hin, daß das ganze Material von Geßner durch dunkle Kanäle an ihn
gegangen sei, durch Vertrauensbruch und Bruch des Amtsgeheimnisses.

Staatssekretär Dr. Ehard erklärt, das, was man auseinanderhalten solle, sei die Kritik an der Sache und die
persönlichen Angriffe. Man könne sehr wohl sagen, es gefalle einem manches nicht, man dürfe aber doch
nicht Einen heraussuchen, den man dann mit Dreck bewerfe. Sachlich werde dadurch gar nichts erreicht.
Dadurch gehe die ganze Demokratie vor die Hunde. Man könne die amerikanischen Verhältnisse nicht
übertragen. Dort sei der Rundfunk in den Händen von Privatgesellschaften, die miteinander raufen könnten.
Zur Entnazifizierung habe er noch ein Wort zu sagen. Diese Sache habe vom ersten Augenblick an ihre zwei
Seiten gehabt. Sie leide an einem Problem, auf das er von der ersten Stunde an die Amerikaner hingewiesen
habe, nämlich an dem Problem der Mitläufer. Wenn man die Sache so mache, ersticke sie im Papier. Es sei
leicht gesagt, jetzt müßten die großen Fälle herausgestellt werden. Dies hätte man vielleicht machen können,
wenn es zur rechten Zeit geschehen wäre. Dies sei aber nicht geschehen, vielleicht auch deshalb nicht, weil die
Organisation erst aus dem Boden habe gestampft werden müssen. Dies solle keinen Vorwurf gegen Schmitt
bedeuten. Nach 1 3/4 Jahren habe sich die Situation aber wesentlich verschärft. Nun könne man natürlich
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fordern, man solle jetzt die Mitläufer vorübergehend nicht behandeln. Es gebe aber viele Fälle, von denen man
sicher wisse, daß doch nur Mitläufer herauskämen. Diese könne man nun noch ein paar Monate warten lassen.
Das Gesetz wirke sich aber heute schon aus gegen die Beamten und gegen die kleinen Geschäftsleute, die am
Rande der Verzweiflung stünden. Wenn auch eine Währungsstabilisierung dazukomme, gingen sie zu Grunde.
Er habe damals schon gesagt, es gehe nicht anders, als daß man die Mitläufer herausnehme und versuche, diese
Fälle anders zu behandeln. Nun komme aber die gesetzliche Vermutung und man müsse auch diese Mitläufer
zwangsweise anklagen. Dies bedeute eine ungeheure Belastung für die Spruchkammern. Wenn man die kleinen
Leute vor die örtliche Spruchkammer bringe, wirke es sich dahin aus, daß dann die Denunziationen aufträten.
Bei großen Aktivisten kämen nur Entlastungszeugen, Belastungszeugen trauten sich nicht, man müsse diese
Sachen deshalb aus der örtlichen Atmosphäre herausnehmen. Es handle sich hier um keine Sonderbehandlung.
Deswegen habe er sich auch für die Justizkammern ausgesprochen. Man solle nun gegen diejenigen, die mit
absoluter Sicherheit zu Mitläufern erklärt würden, großzügig verfahren und sie widerruflich arbeiten lassen,
selbstverständlich in keiner irgendwie bevorrechtigten Stellung. Über kurz oder lang müsse diese Sache doch
mit einer Amnestie erledigt werden. Heute dürfe man allerdings davon noch nicht reden. Wenn es so gemacht
werde, könne man die großen Fälle erledigen; allerdings habe sich jetzt die Situation verschärft. Man könne
wahrscheinlich nichts anderes machen, als ein paar wirklich große Sachen herauszunehmen. Er schlage vor z.
B. die Sache Fritzsche und Papen zu verhandeln.54 Vielleicht lasse sich der Gedanke doch verwirklichen, den
man für die Justizverwaltung gehabt habe, daß man für größere Bezirke gewisse Spruchkammern aufstelle und
dort die wirklichen Aktivisten behandle. Dies müsse immer wieder gesagt werden, genau so wie er dies von
der ersten Stunde ab immer wieder gesagt habe.

Ministerpräsident Dr. Hoegner schlägt vor, in die Erklärung folgenden Satz einzufügen: Dadurch wird
der Anschein erweckt, daß die Militärregierung mit diesen Angriffen einverstanden sei. In den anderen
Ländern der amerikanischen Zone sind derartige Vorwürfe gegen die Staatsregierung nicht üblich. Die
bayerische Staatsregierung kann nicht umhin, gegen diese Art niederreißender Kritik ihre lebhafte Entrüstung
auszusprechen. Man darf eine Staatsregierung, solange sie das Vertrauen ihrer Vorgesetzten Militärregierung
besitzt, nicht in dieser Weise der öffentlichen Schmähsucht oder Verachtung preisgeben.

Staatssekretär Dr. Meinzolt erkundigt sich, ob diese Erklärung nur an General Muller gehe oder ob die
Öffentlichkeit davon Kenntnis erhalte.

Ministerpräsident Dr. Hoegner schlägt vor, daß die Sache jetzt nicht an die große Glocke gehängt werden
solle.

Staatssekretär Dr. Meinzolt erwidert, daß seiner Ansicht nach ein Protest an General Muller als Endlösung
des Falles Geßner zu wenig sei.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, man werde der Öffentlichkeit mitteilen, daß gegen die bisherige Art
der Rundfunkkritik Protest eingelegt worden sei.55

54 Hans Fritzsche (1900–1953) und Franz von Papen (1879–1969) waren neben Hjalmar Schacht die einzigen Freigesprochenen des Nürnberger
Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher, SZ 1. und 4. 10. 1946. Pfeiffer hatte die Spruchkammer Nürnberg angewiesen, gegen sie Anklage auf
Grund des BefrG zu erheben, SZ 8. 10. 1946 und NZ 7. 10. 1946. Vgl. zu den Einzelheiten NL Peiffer 130, darin u.a. Pfeiffer an Muller, 4. 10.
1946, mit der Bitte, den Haftbefehl der Spruchkammer I in Nürnberg gegen Schacht, von Papen und Fritzsche zu vollstrekken: „Die Durchführung
des Befreiungsgesetzes wird in Bayern zu einer moralischen Unmöglichkeit, wenn diese Männer die Möglichkeit bekommen, sich diesem Gesetz
zu entziehen“. Papen wurde am 1. 2. 1947 von der Nürnberger Spruchkammer als Hauptschuldiger eingestuft und zu 8 Jahren Arbeitslager und
Vermögenseinzug verurteilt; zu Spruchkammerurteil und Begründung s. StK 113889, MSo 1105, OMGBY 10/90–2/2 und Papen S. 657–663 sowie
Schacht S. 637f. Nach einem Berufungsverfahren wurde Papen im Januar 1949 aus dem Internierungslager entlassen (s. StK 113938). Auch Fritzsche
wurde von der Spruchkammer als Hauptschuldiger eingestuft, zu 9 Jahren Arbeitslager verurteilt (s. StK 113889) und am 29. 9 1950 vorzeitig aus dem
Internierungslager Eichstätt entlassen. Schachts Verfahren fand 1947 vor einer Stuttgarter Spruchkammer statt. Auch er wurde als Hauptschuldiger
eingestuft und zunächst zu acht Jahren Arbeitslager verurteilt; die Berufungskammer Ludwigsburg hob den Spruch später auf. Am 2. 9. 1948 wurde
er aus dem Internierungslager entlassen.

55 Vgl. SZ 12. 11. 1946. Ebd. hieß es mit Bezug auf den Protest der Staatsregierung: „Mag Geßner, dessen lautere Absichten und mutige Haltung
unbestritten bleiben sollen, dadurch, daß er einer an sich guten Sache eine zu persönliche Note gab und damit den Weg der absoluten Objektivität
und Sachlichkeit verließ, einen bedauerlichen Fehler begangen haben, so bedeutet das nicht, daß damit die Stimme der Kritik ad absurdum
geführt worden sei. Im Gegenteil – sie muß und wird weiter laut und unbestechlich erklingen – in Presse und Rundfunk als mahnendes
Sprachrohr des Volkes. Und sie soll und wird – allerdings frei von persönlichen Anwürfen und kleinlicher Gehässigkeit – auch vor einem
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Staatssekretär Ficker erklärt, daß dieser Protest gegen seine Stimme erfolge.
Staatsminister Dr. Pfeiffer führt noch aus, er sei drei Versuchungen nicht erlegen: nämlich festzustellen,

wie das Material von Geßner zusammengekommen, wie es ausgebaut und wie es ausgewertet worden sei.
Er sei auch parteipolitischen Erwägungen ausgewichen. Er bemühe sich, sein Amt unparteiisch zu führen.
Unmittelbar nach der Rede von General Clay habe er sein Büro verständigt, daß die Berufungskläger und
die Vorsitzenden der Berufungskammern zusammengerufen werden sollten; er habe dann mit ihnen bis tief
in die Nacht die Probleme besprochen. Insbesondere habe man erörtert, daß besondere Kammern gebildet
werden müßten, selbstverständlich nach den Grundsätzen des Gesetzes, aber mit Leuten, die schon Praxis
hätten. Diese sollten die großen Fälle im Zusammenwirken mit den örtlichen Kammern bearbeiten. Weiter sei
festgestellt worden, daß eine ganze Reihe von schweren Fällen in den nächsten Tagen anklagereif werde, so die
Sachen Fritzsche, Kurt Schmitt,56 von Papen, Hoffmann,57 Winifred Wagner, 58 Homschuch59 usw.60 Außerdem
würden die Berufungskammervorsitzenden in wenigen Tagen ihm besonders schwere Fälle mitteilen, die
bereits erledigt seien. Er werde im Zusammenhang mit der Entnazifizierungsfrage ein paar sehr wichtige Dinge
vorlegen müssen, erstens: das Recht zur „Kannibalisierung“ der anderen Behörden d.h. das Recht, von anderen
Behörden die Personen wegzuholen, die er zum Aufbau der Spruchkammern für notwendig halte. Er schlage
jedoch vor, dieses Recht dem Ministerpräsidenten zu übertragen. Als zweites werde ein Gesetz vorgeschlagen
über Staatsbürgerpflichten, wonach die Bürger verpflichtet seien, an den Staatsaufgaben mitzuwirken.61 Als
drittes ein Gesetz über die Vordringlichkeit der Entnazifizierung bei der Wohnraumbeschaffung. Viertens eine
Feststellung: Mit den jetzigen Tarifen sei es unmöglich, die Leute bei den Spruchkammern im Wettbewerb
mit der freien Wirtschaft zu halten. Auf diesen Grund sei es auch zurückzuführen, daß er nach wiederholter
Rücksprache mit der Militärregierung den Versuch unternommen habe, Schwerarbeiterzulagen für diese
Leute zu bekommen. Mit diesen Einzelfragen wolle er aber heute nicht kommen, sondern er habe sich auf
das Grundsätzliche konzentriert. Er glaube, daß es auch die Öffentlichkeit interessiere, welche Stellung der
Ministerrat zu seiner Person genommen habe.

Ministerpräsidenten oder einem Staatsminister und dessen verantwortlichen Mitarbeitern nicht verstummen dürfen im Interesse des Aufbaues einer
sauberen, verantwortungsbewußten Demokratie“.

56 Dr. jur. Kurt Paul Schmitt (1886–1950), vor 1933 wirtschaftspolitischer Berater Hitlers, 1921 Generaldirektor der Allianz Versicherungs AG, 30. 6.
1933 Reichswirtschaftsminister, 30. 7. 1934 zunächst kommissarisch, ab 1. 1. 1935 endgültig abgelöst durch Hjalmar Schacht, anschließend wieder
in der Wirtschaft tätig, Vorsitzender und Mitglied verschiedener Aufsichtsräte. Spruchkammerverfahren MSo 1109.

57 Heinrich Hoffmann (1885–1957), Fotograf, im 1. Weltkrieg Bildberichterstatter in der bayer. Armee, seit 1919 persönliche Verbindung mit Hitler;
Hoffmann besaß im Dritten Reich als einziger zugelassener Fotograf Hitlers eine Monopolstellung, brachte es dadurch zu erheblichem Reichtum und
führte den Titel „Reichsbildberichterstatter der NSDAP“, 1940 MdR (NSDAP). In der Nachkriegspresse wurde Hoffmann wegen der in seinem Fall in
besonderer Weise gegebenen Verbindung von propagandistischer Unterstützung der NSDAP und finanziellem Nutzen als „Nazibonze“ attackiert. Mit
entsprechender Aufmerksamkeit verfolgte die Öffentlichkeit sein Spruchkammerverfahren. Am 31. 1. 1947 stufte ihn die Spruchkammer München
III als Hauptschuldigen in die Gruppe I ein. Die Sühnemaßnahmen waren zehn Jahre Arbeitslager, Vermögenseinzug bis auf 3.000 DM sowie zehn
Jahre Berufsverbot. Der Kassationshof hob die Entscheidung am 3. 11. 1949 wegen Verfahrensmängeln auf. Im Zuge weiterer Verfahren erreichte
Hoffmann 1950 die Zurückstufung in die Gruppe II der Belasteten, der Vermögenseinzug wurde auf 80% reduziert, die Arbeitslagerhaft auf vier,
das Berufsverbot auf fünf Jahre verringert. Zu diesem Zeitpunkt hatte er diese Haft bereits verbüßt. In späteren Verfahren wurde ihm zuletzt 1956
ein Vermögen von 350.000 DM zugestanden, Herz S. 64–69. Zu seinem Spruchkammerverfahren s. auch Geßner S. 67.

58 Winifred Wagner (1897–1980), Ehefrau von Richard Wagners Sohn Siegfried, 1930–1944 Leiterin der Bayreuther Festspiele, seit 1923 enges
persönliches Verhältnis zu Hitler, 2. 7. 1947 von der Spruchkammer II Bayreuth-Stadt in die Gruppe II (Belastete) eingereiht, Sühnemaßnahmen
u.a. 60% Vermögenseinzug (MSo 1114). Am 8. 12. 1948 hob die Berufungskammer Ansbach dieses Urteil auf und reihte Winifred Wagner in
die Gruppe III (Minderbelastete) ein. Im Zusammenhang mit dem Verfahren erfolgte am 21. 1. 1949 die rechtsverbindliche Erklärung Winifred
Wagners, sich „jedweder Mitwirkung an der Organisation, Verwaltung und Leitung der Bayreuther Bühnenfestspiele“ zu enthalten, Zelinsky S. 248.
Vgl. Main-Echo 1. 11. 1946.

59 Geheimrat Dr. Ing. h.c. Fritz Homschuch (1874–1955), seit 1900 Leiter, dann Vorstandsvorsitzender und Mitbesitzer der Kulmbacher Spinnerei,
1922 Ehrenbürger Kulmbachs, seit 1935 Mitglied der NSDAP, förderndes Mitglied der SS und des NSFK, September 1945 aufgrund des Gesetzes
Nr. 8 von der Militärregierung seiner Stellung enthoben. Sein umfangreicher Spruchkammerakt trägt den hs. Vermerk „Großfall“. Der Vorwurf in der
Klageschrift – darin wurde beantragt, Hornschuch in die Klasse II der Belasteten einzureihen – lautete vor allem, die NSDAP und ihre Gliederungen
finanziell unterstützt zu haben; Hornschuch wurde in dem Verfahren entlastet, u.a. von OB Lorenz Hagen und durch Spruch der Spruchkammer
Kulmbach-Land, 2. 12. 1947, als Mitläufer eingestuft, zu einer Geldsühne von 2.000 RM verurteilt und mußte die Kosten des Verfahrens in Höhe
von 482.698 RM tragen. Die örtliche Militärregierung veranlaßte im Januar 1948 die Überprüfung des Spruchs durch den Kassationshof, der ihn am
5. 2. 1948 bestätigte (Spruchkammerakt Fritz Hornschuch, Amtsgericht Kulmbach).

60 Vgl. „Die Großen vor den Spruchkammern“, SZ 16. 11. 1946.
61 Vgl. Nr. 53 TOP V, VI und VII.
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Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, eine solche Stellungnahme erübrige sich, da er das Rücktrittsgesuch
nicht angenommen habe. Er schlage vor, daß die von ihm verfaßte Erklärung an General Muller noch näher
ausgearbeitet und dann dem General vorgelegt werde.62 Der Sitzung des Verfassungsausschusses am Dienstag,
in der Staatsminister Dr. Pfeiffer eine Übersicht über den Stand der Entnazifizierung abgebe, sollten die
Mitglieder des Kabinetts möglichst vollzählig anwohnen. Im übrigen sei er der Meinung, daß zu den öffentlich
erhobenen Vorwürfen Erklärungen an den Ministerrat oder an ihn abgegeben werden sollten. Die Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses oder die Einleitung eines Disziplinarverfahrens halte er nicht für veranlaßt.
Er ersuche, zu den einzelnen Vorwürfen punktweise Stellung zu nehmen. Ein Teil der Vorwürfe werde sich
sofort erledigen. Die Verfassunggebende Landesversammlung oder den Verfassungsausschuß halte er nicht
für befugt eine Untersuchung durchzuführen, da sie nur beratende Funktion hätten.

Mit diesem Vorschlag herrscht allgemeines Einverständnis.

[III.  Richtlinien für die Wiedereinstellung der durch die Spruchkammern gegangenen Beamten]

Ministerpräsident Dr. Hoegner gibt weiter bekannt, daß die Richtlinien für die Wiedereinstellung der Beamten63

im wesentlichen angenommen seien.64 Gleichzeitig müsse er aber bemerken, daß sie wohl keinen großen
Wert mehr hätten, weil General Clay angeordnet habe, daß für jede Wiedereinstellung die Zustimmung der
Militärregierung erforderlich sei. Nichtsdestoweniger werde man sich bei den Anträgen an die Militärregierung
an die Richtlinien halten. Von der Genehmigung seien ausgenommen lediglich die Pensionsbestimmungen,
außerdem sei der Art. 7 etwas abgeändert.

Staatssekretär Dr. Ehard regt an, die Vorlagen an die Militärregierung in allen Ministerien in einer
einheitlichen Form zu machen. Zweckmäßigerweise werde das Finanzministerium eine Formel ausarbeiten.

Ministerpräsident Dr. Hoegner meint, die Sache sei doch einfach; man solle schreiben, daß für den
betreffenden Fall die genehmigten Richtlinien anwendbar seien und daß daher die Genehmigung erbeten werde.

Staatssekretär Dr. Ehard möchte gleich festgelegt haben, welche Unterlagen beigelegt werden müßten.
Ministerpräsident Dr. Hoegner erwidert, hierüber solle das Finanzministerium Vorschläge ausarbeiten.

Die bisher erfolgten Einstellungen müßten wohl alle nachgeprüft werden und der Militärregierung zur
Genehmigung vorgelegt werden.

Staatssekretär Dr. Meinzolt erklärt, im Ministerrat sei die Frage, ob die entlassenen Beamten nach ihrer
Denazifizierung auf Dienstvertrag wieder angestellt werden könnten, wiederholt besprochen worden.65 Zuletzt
sei gesagt worden, daß dies geschehen könne. Das Finanzministerium sei gebeten worden, dies schriftlich
herauszugeben. Bis jetzt sei es aber nicht erfolgt. Er sei nun der Meinung, daß auch für die auf Dienstvertrag
Angestellten die nachträgliche Genehmigung der Militärregierung erholt werden müsse. Die Frage sei
nun, ob jetzt ein Stop eintrete und nunmehr gleich die endgültige Wiedereinstellung mit Zustimmung der
Militärregierung erfolge, also keine Anstellung auf Dienstvertrag mehr, es sei denn, daß sie nach den
Richtlinien vorgeschrieben sei.

62 Hoegner schrieb Muller am 9. 11. 1946. Muller antwortete Hoegner am 14. 11. 1946 (NL Hoegner 112). Abdruck einer längeren Passage aus Mullers
Brief in der SZ 19. 11. 1946: „Der Münchner Rundfunk, der unter der Kontrolle der Militärregierung arbeitet, hat durchaus die Möglichkeit, durch
Kommentatoren Kritik an den Ministerien oder einzelnen Persönlichkeiten zu üben. Diese Kritik ist jedoch keineswegs eine offizielle Verlautbarung
der Militärregierung, sondern lediglich die Privatäußerung eines einzelnen Deutschen. Die Militärregierung vertritt den Standpunkt, daß Rundfunk-
und Pressefreiheit gefördert werden müssen, und ist der Auffassung, daß ein gesundes politisches Wachstum des deutschen Volkes nur möglich ist,
wenn durch Presse und Rundfunk eine sachliche und vernünftige Kritik an der deutschen Regierung geübt wird. Leicht aber könnte das deutsche
Volk seinen Glauben an die Demokratie verlieren, wenn seine Regierung vor einer solchen Kritik geschützt würde. Die Zulassung einer freien und
offenen Diskussion über deutsche Angelegenheiten und Persönlichkeiten durch selbständige oder unter der Kontrolle der Militärregierung stehende
Nachrichtenorgane fällt durchaus unter die Vorschriften der Militärregierung. Wenn Kommentatoren des Münchner Rundfunks vom Recht der ihnen
gewährten Redefreiheit Gebrauch machen, so bedeutet dies jedoch nicht, daß sie das Sprachrohr der Militärregierung sind“.

63 Vgl. Nr. 50 TOP XXIII.
64 Richard J. Jackson, Chief Legal Officer (OMGB) an Hoegner, 4. 11. 1946 (OMGBY 17/175–3/16).
65 Vgl. Nr. 43 TOP XIV.
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Ministerpräsident Dr. Hoegner bestätigt diese Auffassung. Dies müsse auch für die Gemeinden gelten. Im
übrigen sei er der Meinung, daß frühere Parteimitglieder, auch wenn sie zu Mitläufern oder Entlasteten erklärt
würden, auf keinen Fall als Personalreferenten eingestellt werden sollten. Ministerpräsident Dr. Hoegner gibt in
diesem Zusammenhang auch eine Beschwerde der CSU bekannt, wonach man zweierlei Gruppen von Beamten
hätte. Belastete, die von der Militärregierung genehmigt seien und solche, die entlassen seien. Wir könnten da
aber nichts machen, vielleicht könne später ein Ausgleich erfolgen.

Staatssekretär Dr. Ehard erwidert, die gleichen Verhältnisse lägen bei den Kriegsgefangenen vor.
Punkt III [Verschiedenes] der Tagesordnung wird auf Antrag von Herrn Ministerpräsidenten

vorausgenommen.

[IV  Eidesformel]

Ministerpräsident Dr. Hoegner teilt mit: Der Innenminister habe angeregt, einen Eid der Beamten auf die
Verfassung auszuarbeiten. Hiermit werde zweckmäßig das Justizministerium betraut.66

[V.  Landeszentralbank]

Ministerpräsident Dr. Hoegner führt aus, es liege ein Vorschlag vor, wonach für die vorbereitenden Arbeiten
zur Errichtung der Landeszentralbank ein Gremium von 5 Persönlichkeiten zu bilden sei und zwar aus zwei
Vertretern der Reichsbank, zwei Vertretern der bayerischen Staatsbank und dem Direktor der Allianz, Dr.
Geiger67 Dadurch würden die beiden an der Landeszentralbank besonders interessierten Banken beteiligt
sein, wozu in der Person Dr. Geiger ein unabhängiger Fachmann trete. Dieser Vorschlag scheine auch die
Zustimmung der größeren Banken in München zu finden.

Der Vorschlag wird einstimmig genehmigt68

[VI.  Industrie- und Handelskammer in Aschaffenburg]

Staatssekretär Dr. Kraus bringt die Angelegenheit der Errichtung einer Industrie- und Handelskammer in
Aschaffenburg zur Sprache.69

Staatsminister Dr. Erhard erwidert, er habe mit den Aschaffenburgern selbst verhandelt und ihnen klargelegt,
warum er von dem Prinzip, daß für jeden Regierungsbezirk nur eine Kammer errichtet werde, nicht abgehen
wolle.70 Es solle in Aschaffenburg eine Bezirksstelle errichtet werden, eine Abspaltung von Würzburg sei nicht
zu vertreten. In Würzburg sei[en] das Regierungswirtschaftsamt und die Kreisregierung. Man erweise den
Kammern einen schlechten Dienst, wenn man allzu stark zur Dezentralisierung übergehe. Er sei aber bereit,
die Bezirksstelle in Aschaffenburg weitgehend zu stärken. Wenn man Aschaffenburg zulasse, dann komme
Schweinfurt, Neustadt, Selb und eine ganze Anzahl anderer Städte. Es sei dafür sehr schwer, die Grenze zu

66 Vgl. Nr. 49 TOP IX sowie die Entschließung MPr. Hoegners, 12. 12. 1946, betr. Vereidigung der Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes:
„Nach Artikel 187 der Verfassung [von 1946] sind alle Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst auf die Verfassung zu vereidigen. Auch
durch Artikel 16 des Beamtengesetzes ist eine Vereidigung der Beamten des öffentlichen Dienstes vorgeschrieben. Die bereits im Dienst befindlichen
Beamten haben diesen Eid nachzuleisten. Ich ordne daher an, daß sämtliche Beamten und Angestellten des öffentlichen Dienstes, die sich zur Zeit im
Dienst befinden, sofort folgenden Eid zu leisten haben: ‚Ich gelobe Treue der Verfassung und schwöre, daß ich die mir obliegenden Amtspflichten
gewissenhaft und nach den Weisungen meiner Vorgesetzten erfüllen und daß ich innerhalb und außerhalb des Amtes die durch die Verfassung
gewährleistete demokratisch-konstitutionelle Staatsordnung unterstützen werde, so wahr mir Gott helfe!'“. Zur Durchführung der Entschließung des
MPr. vgl. das Rundschreiben des StMF an die Ressorts, 31. 12. 1946 (MSo 680).

67 Hugo Geiger (1901–1984), Studium von Mathematik, Physik, Pädagogik und Nationalökonomie in München, Würzburg, Erlangen und Berlin,
1929 Eintritt in die Allianz-Lebensversicherung, verschiedene leitende Stellungen, zuletzt Mitglied des Vorstands, 1945 CSU-Mitglied und
Leiter des Wirtschaftsamts in seiner Geburtsstadt Furth im Wald, 1946 Mitglied des Bayer. Beratenden Landesausschusses, 10. 1. 1947–18.
12. 1950 Staatssekretär im StMWi, 1950–1953 MdL, 1953–1961 MdB (CSU), 1949/50 Vorsitzender des CSU-Bezirksverbandes München,
1947–1950 und 1952–1959 Mitglied des Landesvorstands sowie 1952–1959 des geschäftsführenden Landesvorstands der CSU, 1952–1959 auch
Landesschatzmeister der CSU.

68 MinRat Leusser teilte dem in der Sitzung fehlenden StMF Terhalle diesen Beschluß mit, 19. 11. 1946; er fügte hinzu: „Eine Zurückstellung dieser
Angelegenheit war mit Rücksicht auf das Drängen der Militärregierung nicht möglich“ (StK-GuV 7).

69 S. Fuchs S. 197–217.
70 Vor dem Kriege hatte es Handelskammern in München (Obb), Passau (Ndb), Ludwigshafen (Pfalz), Regensburg (OPf), Bayreuth (Ofr), Nürnberg

(Mfr), Würzburg (Ufr), Augsburg (Schwaben) und seit 1920 in Coburg gegeben.
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ziehen. Von Württemberg-Baden würden wir geradezu beneidet, daß wir nicht so viele Kammern hätten. So
sehr er die Bedeutung Aschaffenburgs würdige, wolle er doch davor warnen, das Prinzip zu durchbrechen
und eine selbständige Kammer zuzulassen. Er werde Zugeständnisse machen, damit die Aschaffenburger ihre
eigenen Angelegenheiten weitgehend selbst ordnen können. Das schwer beschädigte Würzburg dürfe man nicht
weiter schwächen.

Ministerpräsident Dr. Hoegner weist auf die politische Seite der Angelegenheit hin. Es bestünden starke
Bestrebungen, das Gebiet nach Hessen anzuschließen, wohin es wirtschaftlich tendiere.71 Man müsse
Aschaffenburg aus politischen Gründen entgegenkommen.72 Mit Selb sei die Sache etwas ganz anderes. Es
bestehe die Gefahr, daß das Aschaffenburger Gebiet verlorengehe. Mit Rücksicht auf die dortige starke
Industrie sei die Berechtigung anzuerkennen. Die Handelskammern beruhten ohnedies auf freiwilliger
Grundlage. Er spreche sich für die Errichtung einer selbständigen Handelskammer aus.73

Staatssekretär Dr. Kraus erklärt, er verkenne nicht die Bedenken des Wirtschaftsministers, aber auch in
Passau bestehe eine Industrie- und Handelskammer. Die vom Ministerpräsidenten vorgebrachten politischen
Gründe seien sehr bedeutungsvoll. Außerdem sei Aschaffenburg ein Industriezentrum. Weiter müsse man
bedenken, daß diese Kammern nunmehr unter ganz anderen Gesichtspunkten zu betrachten seien. Der Beitritt
sei freiwillig.74 Einer Industrie- und Handelskammer in Würzburg würden die Aschaffenburger nicht beitreten,
sondern einen eigenen Verein zur Wahrung der wirtschaftlichen Interessen am Unter-Main gründen. Er
bitte auch zu bedenken, daß Aschaffenburg Grenzstadt sei und ein geschlossenes Wirtschaftsgebiet darstelle.
Völkisch gehöre es auch zum Rhein-Main-Gebiet. Man müsse Aschaffenburg als bayerisches Bollwerk
stützen und dem bayerischen Staatsgedanken eine Hilfe leisten, indem man den Aschaffenburgern das
Bewußtsein hebe, Außenposten gegenüber Frankfurt zu sein. Würzburg sei Handelsstadt, Aschaffenburg
dagegen Industriestadt.75 Die Interessen gingen also auseinander. Aus diesen Gründen solle man Aschaffenburg
eine eigene Kammer geben, die lebensfähig sei.

Staatsminister Dr. Erhard erwidert, er könne das Argument der Grenzstadt nicht anerkennen. Es könne
doch nicht so sein, daß die Landestreue von einer selbständigen Kammer abhänge, zumal er bereit sei, alle
Zugeständnisse zu machen. Die Kammer wolle aber alle die Gebiete einbeziehen, die jenseits des Spessart
lägen. Es handle sich um einige Personen, die er nennen könne.76 Persönlich könne er sich im Interesse des
Kammergedankens nicht dazu entschließen. Er könne nur warnen, da man sich sonst vor anderen Anträgen
nicht retten könne. Das Prinzip solle man nicht durchbrechen. Die wirtschaftliche Entwicklung sei bestimmt
nicht von einer eigenen Handelskammer abhängig.

Ministerpräsident Dr. Hoegner erklärt, er müsse jetzt unterbrechen, da er nach auswärts müsse. Er sei aber
jedenfalls dafür, daß Aschaffenburg aus politischen Gründen eine Industrie- und Handelskammer bekomme.77

[VII.  Straßenbahnlinie durch den Englischen Garten]

71 Die Möglichkeit einer Angliederung des Raumes Aschaffenburg an Hessen spielte auch im Rahmen der Neugliederung des Bundesgebietes in den
fünfziger Jahren noch eine Rolle, Gelberg, Ehard S. 508–510; Bosl.

72 Vgl. auch den Bericht vom September 1945 betr. Anschluß Aschaffenburgs an Frankfurt a.M. in NL Pfeiffer 52.
73 Vgl. Baumgartner an den Aschaffenburger OB Schwind, 31. 10. 1946, die Abschrift seines Briefes an Hoegner habe er erhalten, er werde die

Angelegenheit bei Zusammenkunft mit dem MPr. besprechen und dieselbe Position auch im Ministerrat vertreten (ML vorl. Nr. 264). – Dr. rer.
nat. Vinzenz Schwind (1910–1974), 1938 Höchst AG, nach Kriegsende zunächst Leiter des Wiederaufbauamtes in Aschaffenburg, 1945–1970
Oberbürgermeister Aschaffenburgs.

74 S. dazu Fuchs und Boyer.
75 S. Die Wirtschaft am bayerischen Untermain.
76 Lt. Schreiben des RP Stegerwald an den OB Aschaffenburgs Schwind, 12. 10. 1945, waren treibende Kräfte einer eigenen IHK Aschaffenburg

die Repräsentanten des Gremiums Aschaffenburg der IHK Würzburg: Kleiderfabrikant Heinrich Euler (1900–1965), 1946–1958 Präsident der
IHK Aschaffenburg; Bankdirektor Paul Pischinger (1894–1971), Leiter der Filiale der Bayer. Hypotheken- und Wechsel-Bank in Aschaffenburg;
Fabrikdirektor Dr. Wilhelm Ziroff (1897–1974) sowie der Geschäftsführer Dr. jur. Adolf Weidenmann, geb. 1904 (MWi 14685).

77 S. zur weiteren Entwicklung StK 114563 und 114564 und zum Fortgang Nr. 54 TOP VI.



Nr. 51 8. November 1946 18

Ministerpräsident Dr. Hoegner bringt noch kurz die Frage der Straßenbahn durch den Englischen Garten zur
Sprache. Er sei dafür, daß man es ablehnen solle, die Straßenbahn quer durch den Englischen Garten zu führen.78

Dagegen könne man es wohl zulassen, daß sie nördlich des Kleinhesseloher Sees geführt werde. Dies sei auch
bisher der Standpunkt des Landtags gewesen.

Hiermit herrscht allseitiges Einverständnis.
Staatssekretär Dr. Kraus erklärt hierzu, diese Sache werde zur Zeit noch beim Finanzministerium (ehemalige

Krongutverwaltung) instruiert.

[VIII.  Änderung des Art. 20 des Beamtengesetzes]

Ministerpräsident Dr. Hoegner gibt noch eine Abänderung des Art. 20 des Beamtengesetzes bekannt,79 in dem
es nun nicht mehr heiße „ … die Beamten sind verpflichtet, Auskunft zu geben“, sondern „ … dem Beamten ist
es nicht verboten, Auskunft zu geben“. Auch im Pressegesetz sei die Auskunftspflicht gefallen.80 Früher habe
die Presse selbst vor Gericht die Verpflichtung zur Auskunft abgelehnt, jetzt habe sie eine solche Verpflichtung
dem Beamten auferlegen wollen.

Hierauf verläßt Ministerpräsident Dr. Hoegner die Sitzung und übergibt den Vorsitz an Staatsminister
Roßhaupter.

[IX.  Landespersonalamt]

Staatsminister Roßhaupter behandelt zuerst Punkt II der Tages-Ordnung.81

Staatsminister Roßhaupter ersucht um Vorschläge für Mitglieder des Landespersonalamts.82

Minister Seifried schlägt Ministerialrat Wreschner,83

Staatssekretär Dr. Meinzolt Universitätsprofessor Schmaus84 und
Staatssekretär Dr. Ehard Ministerialdirektor Konrad vor.85

Hierauf wird wieder in Punkt III der Tagesordnung [Verschiedenes] eingetreten.

[X.  Industrie- und Handelskammer in Aschaffenburg]

Staatssekretär Dr. Kraus kommt auf die Angelegenheit der Industrie- und Handelskammer zurück und
beantragt, die Entscheidung zu verschieben, nachdem der Ministerpräsident nicht mehr da sei.

Staatsminister Dr. Erhard fragt, ob man diese Sache nicht dem Landtag vorlegen solle.
Staatssekretär Dr. Kraus erwidert, man solle diese politischen Fragen nicht allzu gering achten.
Die Behandlung der Angelegenheit wird vertagt.

[XI.  Änderung der Dienstvorschrift für die Landpolizei in Bayern]86

78 Vgl. Kraus an StMF, 30. 10. 1946, sowie weitere Korrespondenz etc. in StK 113696. Zum Fortgang s. Ministerrat 12. 3. 1947.
79 Vgl. Nr. 45 TOP II.
80 Vgl. Nr. 38 TOP VI und Nr. 49 TOP I.
81 Die vorläufige Tagesordnung lautete: „1. Bericht über Stuttgart. 2. Beamtengesetz. 3. Verschiedenes.“ (StK-MinRProt 1). Die Errichtung des

Landespersonalamts wurde in Abschnitt IV. des Bayerischen Beamtengesetzes vom 28. 10. 1946 geregelt (GVBi. S. 349).
82 Vgl. Nr. 50 TOP I.
83 Dr. jur. Raymond Wreschner (1895–1954), geb. in Paris, Studium der Rechts- und Staatswissenschaften an den Univ. Paris, Aix-Marseille,

Heidelberg und München, 1926 Große juristische Staatsprüfung, 1930 Promotion in Heidelberg, 1929 RR bei der Regierung von Oberbayern, 1933–
1936 Landratsamt Kemnath (OPf.), 1936–1937 Referent Bayer. Statistisches Landesamt, 1937 Ruhestandsversetzung wegen teilweise nichtarischer
Abstammung, 1938–1944 Syndikus eines Großhandelsunternehmens der Eisen- und Stahlbranche, Oktober 1944 im Zuge einer Aktion gegen
sogenannte Mischlinge Einweisung in ein Zwangsarbeitslager in Thüringen, Juli 1945 ORR und Leiter des Personalreferats für den höheren Dienst
im StMI, 5. 11. 1945 RegDir, 11. 3. 1946 MinRat und Leiter der Personalabteilung des StMI, 1950–1954 MinDirig.

84 Prof. Dr. theol. Michael Schmaus (1897–1993), kath. Theologe, 1922 Priesterweihe, 1924 Promotion, 1929 Prof. für Dogmatik Univ. Prag, 1933–
1945 Münster, 1945–1966 München, 1951/1952 Rektor der Univ. München, Teilnahme am Zweiten Vatikanischen Konzil, 1950 Mitbegründer der
Münchner Theologischen Zeitschrift.

85 Zu seiner Person s. Nr. 11 TOP VI. Zum Fortgang s. Nr. 53 TOP XX.
86 Die bayerische Polizei war 1945 von der amerikanischen Besatzungsmacht in einen staatlichen und einen kommunalen Zweig zerlegt worden. Die

unter staatlicher Hoheit neuerrichtete Landpolizei war zunächst dezentral auf der Ebene der Regierungsbezirke gebildet worden, unterstand also
dem Regierungspräsidenten. Dem StMI unterstand sie nur mittelbar auf dem Wege der Dienstaufsicht. Diese Struktur knüpfte an die bayerische
Verwaltungstradition an, die auch vor 1945 die Einsatzleitung der staatl. Gendarmerie den Regierungspräsidenten zugewiesen hatte. Angesichts
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Staatsminister Seifried bringt einen Vorschlag für die Änderung der Dienstvorschrift für die Landpolizei
in Bayern87 in Vorlage und zwar bezüglich der §§ 19 und 20.88 Nach der neuen Fassung habe sowohl der
Regierungspräsident als auch der Landrat ein Anforderungsrecht, während sie bisher nur Ansuchen hätten
stellen können. Gegen diese neue Fassung beständen wohl keine Bedenken.

Staatssekretär Dr. Kraus weist darauf hin, daß es sich hier um eine Angelegenheit der Wiederherstellung
der Einheit der Verwaltung handle.89 Ein Verordnungsentwurf des Ministerpräsidenten vom 8. 6. 46 gehe
weiter. Er unterstelle auch die Landpolizei dem Regierungspräsidenten und dem Landrat, ebenso wie die
Fahrbereitschaften, Flüchtlingskommissare, Siedlungsämter usw. Dieser Entwurf sei aber in Berlin noch nicht
genehmigt worden. Man müsse die Angelegenheit aber in großem Rahmen weiter verfolgen, damit die Einheit
der inneren Verwaltung wieder hergestellt werde. Man könne dem jetzigen Entwurf wohl zustimmen. Er
könne sich aber mit der Einschränkung, daß die Landpolizei der Anforderung des Regierungspräsidenten
oder des Landrats zu entsprechen habe, sofern nicht anders lautende Anordnungen Vorgesetzter Dienststellen
vorlägen, nicht befreunden. Wenn der Landrat aus Gründen des Staatswohls oder der Staatssicherheit Polizei
brauche, müsse er sie bekommen. Darüber seien sich alle Landräte und Regierungspräsidenten einig, daß die
Polizei wieder in ihre Hände gelegt werden müsse, unbeschadet der Kommando- und Disziplinargewalt der
Landpolizei.

Staatssekretär Dr. Ehard meint, man könne diese Frage nicht so aus dem Handgelenk lösen und nur unter
dem Gesichtspunkt der Einheit der Verwaltung betrachten. Praktisch gebe es nur eine Polizei, die sich über das
ganze Land erstrecke, die Landpolizei. Er halte es für absolut notwendig, daß die Polizei in dieser Form als
geschlossenes Ganze erhalten bleibe. Wie könne man eine Verbrecherbekämpfung vornehmen, wenn man nicht
eine einheitliche Polizei oder eine einheitliche Kriminalstelle für das ganze Land habe? Die städtische Polizei
sei für diese Dinge vielfach unbrauchbar. Eine einheitliche Landpolizei unter Führung des Innenministeriums
sei notwendig.

Staatsminister Roßhaupter meint, bei den jetzigen Landräten sei auch Vorsicht angebracht.
Staatsminister Seifried führt aus, früher sei die Polizei dem Innenministerium unterstellt gewesen. Heute

herrsche eine Teilung. Die einzige geschlossene, bewaffnete Körperschaft außer der Grenzpolizei sei die
Landpolizei. Die Gemeinden über 5.000 Einwohner hätten eine eigene Polizei, die dem Innenministerium
nur indirekt unterstehe, insoweit es Aufsichtsbehörde der Gemeinden sei. Die Landpolizei könne
nicht dezentralisiert oder zerschlagen werden, weil man sonst die erforderlichen Aufgaben nicht mehr
durchführen könne. Andererseits müsse aber den Landräten und den Regierungspräsidenten die Möglichkeit
gegeben werden, auf Anforderung Polizeikräfte zur Verfügung zu stellen. Deshalb sei er zu diesen
Änderungsvorschlägen gekommen.

Staatssekretär Dr. Kraus stellt daraufhin seine Bedenken zurück, bemerkt aber noch, daß der
Verordnungsentwurf des Ministerpräsidenten vom 8. 6. 46 nicht etwa zum Gegenstand habe, die Einheit der
Polizei zu zerreißen. Diese solle nach wie vor gewahrt bleiben. Die Disziplinar- und Dienstgewalt des Chefs
der Landpolizei bleibe unberührt.

Die Abänderungsvorschläge werden einstimmig angenommen.

der massiven Sicherheitsprobleme vor allem auf dem Lande änderte die Militärregierung mit Befehl vom 5. 4. 1946 ihre Haltung und wies die
Staatsregierung an, die Landpolizeien der Regierungsbezirke zu einer einheitlichen Organisation zusammenzufassen. Deren oberste Dienststelle
wurde das Präsidium der Landpolizei von Bayern in München, das direkt dem StMI unterstand (MInn 86384) (Freundl. Auskunft von Herrn Gerhard
Fürmetz M.A., der eine Dissertation über die bayerische Polizei in der Nachkriegszeit vorbereitet). Vgl. Godin an Hoegner, 26. 9. 1946 (StK 113639).

87 Nach der Zusammenfassung der Landpolizeien der Regierungsbezirke wurde mit der „Dienstvorschrift für die Landpolizei von Bayern vom 24.
April 1946“ eine einheitliche Dienstvorschrift in Kraft gesetzt (Gedruckt: München 1946; Exemplar in StK 113639).

88 Es handelt sich um die Befehlszuständigkeit über die Landpolizei auf Regierungsbezirksebene. In § 19 der Dienstvorschrift der Landpolizei
von Bayern hieß es: „Der Regierungspräsident kann in dienstlichen Angelegenheiten Ansuchen an die Landpolizei stellen. Den Ansuchen des
Regierungspräsidenten hat die Landpolizei, soferne nicht anderslautende Anordnungen Vorgesetzter Dienststellen vorliegen, zu entsprechen“. In §
20 galt dies gleichlautend für den Landrat.

89 Vgl. Kraus an StMI, 29. 10. 1946 (StK 113639) sowie Nr. 26 TOP I.
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[XII.  Kohlenbergwerke Penzberg und Hausham]

Staatsminister Dr. Erhard bringt die Angelegenheit der oberbayerischen Kohlenbergwerke Penzberg und
Hausham zur Sprache. Diese arbeiteten mit Defizit wie alle Bergwerke und hätten bis jetzt 4 Millionen Mark
Kredit bekommen. Nunmehr bräuchten sie die 5. Million. Der Finanzminister sei zwar nicht da; die Bergwerke
müßten aber die Löhne auszahlen. In der britischen Zone sei die Sache so geregelt, daß auf Grund einer
Anordnung der Militärregierung die Reichsbank monatlich 10 Millionen zur Verfügung stelle, die später
verrechnet werden sollten.90 Auf die Förderung von Penzberg und Hausham könnten wir nicht verzichten.
Auf der anderen Seite sei eine privatrechtliche Regelung auch nicht möglich, da diese Gruben zum Hibernia-
Konzern gehörten, der im Eigentum der Seehandlung stehe.91 Auch die Preisstellung sei keine bayerische
Angelegenheit. Da er den Finanzminister nicht habe erreichen können, bitte er um das Votum des Ministerrats,
daß die weitere Million zur Verfügung zu stellen sei, gleichgültig wie die Sache später geregelt würde. Die
Kohlenförderung könne man nicht einstellen, auch die Lohnzahlungen müßten gesichert sein.

Staatssekretär Dr. Kraus erklärt, im Finanzministerium neige man zu der Auffassung, man solle auf die
Oberkohle einwirken, daß der Betrieb an den bayerischen Staat abgetreten und sozialisiert werde.92

Staatsminister Dr. Erhard meint, dahin werde es wohl auch kommen.
Staatssekretär Dr. Kraus fährt fort, die Sache sei noch nicht spruchreif. Die Arbeiter könne man aber nicht

ohne Löhne lassen. Der Ministerrat solle sich dahin einigen, daß die Mittel für die Lohnauszahlungen zur
Verfügung gestellt werden. Es gehe aber nicht, daß man weiterhin verlorene Zuschüsse aus der Staatskasse
leiste, ohne weiteres Äquivalent, als daß die Kohlen gefördert würden. Man solle doch seitens des Wirtschafts-
und Finanzministeriums dem Gedanken nähertreten, ob nunmehr nicht die Zeit gekommen sei, an eine
Übereignung der Gruben zu denken. Penzberg und Peiting seien schon im bayerischen Staatsbesitz. Die
Verwaltung der neuen Gruben werde also keine allzu großen Schwierigkeiten machen.

Staatsminister Dr. Erhard wendet ein, die Schwierigkeit liege hier darin, daß die Gruben nicht einer
Privatgesellschaft, sondern eben der preußischen Seehandlung gehörten.93

Staatsminister Roßhaupter erklärt, mit Rücksicht auf die Arbeiter bleibe nichts anderes übrig, als die Beträge
zu bewilligen.

Es wird einstimmig beschlossen, Mittel in dem Umfang bereitzustellen, daß der Betrieb aufrechterhalten
bleibt, bis ein anderer Weg gefunden ist. Die Höhe der Zuschüsse solle mit dem Finanzministerium festgelegt
werden.94

[XIII.  Richtlinien für Personaleinstellungen bei der Landpolizei]

Staatsminister Seifried fragt wegen Richtlinien für die Reinhaltung der Landpolizei an.
Staatssekretär Krehle erwidert, daß nach seiner Ansicht diese den allgemeinen Richtlinien entsprechen

sollten.
Diese Ansicht wird allgemein geteilt.

Der Bayerische Ministerpräsident:
gez. Dr. Wilhelm Hoegner

90 S. Neubeginn bei Eisen und Stahl im Ruhrgebiet.
91 1936 erwarb die Bergwerksgesellschaft Hibernia AG, Herne, die wiederum dem Staat Preußen gehörte, die Mehrheit an der Oberbayerischen

Aktiengesellschaft für Kohlenbergbau, 1942 übernahm sie die Konzernleitung. 1965 besaß sie 99,7% des Aktienkapitals der Oberkohle, H. E. Zorn
S. 37. Tenfelde (Zitat nach Bayern in der NS-Zeit Bd. IV) S. 17. „Preußische Staatsbank (Seehandlung)“. Vgl. Nr. 26 TOP X sowie Nr. 31 TOP
VIII. S. den Bestand der Akten der Oberkohle im Staatsarchiv München.

92 Vgl. Nr. 26 TOP X.
93 Die Beteiligungen des Reichs bzw. Preußens standen unter alliierter Vermögenskontrolle, die anschließende Vermögensauseinandersetzung bildete

auch nach der Gründung der Bundesrepublik ein strittiges Thema zwischen Bund und Ländern.
94 Zum Fortgang s. Nr. 55 TOP VIII.
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Der Sekretär d. Ministerrats:
gez. Claus Leusser

Ministerialrat

Der Leiter der Bayer. Staatskanzlei:
gez. Dr. Hans Kraus

Staatssekretär


